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Friede mit
Seſtern mittag iſt in Berkin der Friedensvertrag
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s und Schiffahrtsabkommen ſowie ein Zufatzprotokoll zu
beiden Verträgen chnet worden.

Jn Artikel 1 wird erklärt, daß
Finnland kein Kriegszuſtand
ſchließenden Teile ent
Freundſchaft miteinander zu leben. Deutſchland wird dafür
eintreten, daß die Selbſtändigkeit und Unabhän-
en Finnland s von allen Mächten anerkannt wird.

gegen wird Finnland keinen Teil ſeines Beſitzſtandes an
eine fremde Macht abtreten, noch einer ſolchen Macht ein
Servitut an ſeinem Hoheitsgebiet einräumen, ohne ſich vor
her mit Deutſchland darüber verſtändigt zu haben.
Die folgenden Artikel betreffen die Wiederaufnahme der
diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen ſofort nach
der Beſtätigung des Friedensvertrages, re Ver
t auf den Erſatz der Kriegskoſten und der Kriegsſchäden,
die Wiederherſtell der Staatsverträge und der Privat
rechte, den Austauſch der Kriegsgefangenen und Zivilinter
nierter und den Erſatz für Zivilſchäden.

Was die Staatsverträge anbelangt, ſo ſollen die
außer Kraft getretenen Verträge zwiſchen Deutſchland und
Rußland durch neue Verträge erſetzt werden, die den ver
änderten Anſchauungen und Verhältniſſen entſprechen. Jns
beſondere ſoll alsbald über einen Handels und Schiffahrts

r rden die Verr ungen zw beiden Ländern durch eine
Bezüglich der Privat rechte treten alle Kriegsgeſetze

mit der Beſtätigung dieſes Vertrages außer Kraft. Die Schuld
verhältniſſe werden wiederhergeſtellt, die Bezahlung der Ver
bindlichkeiten, insbeſondere der öffentliche Schuldendienſt wie
der aufgenommen Zur Feſtſtellung der Zivilſchäden ſoll in
Berlin eine Kommiſſion zuſammentreten, die zu je einem
Drittel aus Vertretern der beiden Teile und neutralen Mit
gliedern gebildet wird; um die Bezeichnung der neutralen
Mitglieder, darunter des Vorſitzenden, ſoll der Präſident des
ſchweizeriſchen Bundesrats gebeten werden.

Die kriegs gefangenen Finnländer in Deutſch
land und die kriegsgefangenen Deutſchen in Finnland ſollen
tunlichſt bald ausgetauſcht, die beiderſeitigen verſchickten oder
internierten Zivil angehörigen /heimbefördert werden.
Es folgen Beſtimmungen über eine Amneſtie, über die
Zurückgabe oder den Erſatz von Kauffahrteiſchiffen uſw.

Zur Regelung der Alandfrage wird beſtimmt, daß
die auf den Inſeln angelegten Befeſtigungen ſo bald als
möglich entfernt und die dauernde Nichtbefeſtigung dieſer
Inſeln durch ein beſonderes Abkommen geregelt werden ſoll.

Die Beſtätigungsurkunden ſollen tunlichſt bald in Berlin
ausgetauſcht werden. Zur Ergänzung des Vertrages werden
binnen vier Monaten nach der Beſtätigung Vertreter der ver
tragſchleßenden Teile in Berlin zuſammentreten.

Das Handels und Schiffahrtsabkommen.
Jn dem zugleich mit dem Friedensvertrag zwiſchen Deutſch

land und Finnland abgeſchloſſewen Handels und Schiff
fahrtsabkommen wird beſtimmt, daß die Angehörigen eines
jeden der vertragſchließenden Teile im Gebiete des andern Teiles
in bezug auf Handel und ſonſtige Gewerbe dixſelben Rechte und
Begünſtigungen aller Art genießen, welche den Jnländern zuſtehen

oder Sie Boden- und Gewerbserzeugniſſe ſollen nach dem
Grundſatz der Meiſtbegünſtigung behandelt werden. Dieſe Beſtim
mungen beziehen ſich indes nicht auf die Begünſtigungen des Greng
verkehrs, auch nicht auf die Begünſtigungen, die einer der
ſchließenden Teile einem mit ihm zollgeeinten Lande oder
gewährt und auch nicht auf die, die Deutſchland, OeſterreichUngarn

einem andern mit ihm durch ein Zollbündnis verbundenen
Lande, das an Deutſchland unmittelbar oder durch ein anderes mit
ihm oder Oeſterreich- Ungarn zollverbündetes Land mittelbar an
grenzt, oder ſeinen eigenen Kolonien uſw. etwa gewähren wird.

ährend des Beſtehens dieſes Abkommens wird der fin niſche
d nach dem Stande vom 1. Jannar 1914 gegenüber

utſchland in Anwendung kommen. Der Tarif kann während dieſer
r Deutſchland gegenüber weder erhöht, noch durch Zölle auf bis

gollfreie Waren erweitert werden. Auch bezüglich der Eiſen
e und der Seeſchiffahrt wird die Meiſtbegünſtigung ver

Hinſichtlich des Schutzes des gewerblichen Eigen-
tums und des Urheberrecht s gelten die Beſtimmungen der
revidierten Pariſer Uebereinkunft vom 2. Juni 1911 und der
revidierten Berner Uebereinkunft vom 13. November 1908.

Der Poſt- und Telegraphenverkehr ſoll nach den
Weltpo nd ſeiner Nebenabkommen

iſchen Deutſchland undX e treß

Beſtimmungen des l rtrags u lz e durch Schluu e den eiten e engeren et der Konferenz feſtgeſet. Es ſoll ein politiſcher mititäriſcher
Abkommen zwiſchen den beiderſeitigen Verwaltunge
wird veveinkarkt, die Tel bis auf weiteres rr geleitei werden und daß die Wor r für ein gewöhn
liches Te 25 Centimen betragen ſoll.

Zur der Konſularverhältniſſe, der Nachund der Rechtshilfe in bürgerlichen An
iten n tunlichſt bald Verträge abgeſchloſſen werden,

ie den An ungen und Ve n der Gegenwart ent
Konſularvertvag, die
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Finnland.
deutſch ruſſiſche Konvention von 1874, das Haager Abkommen über
den ginge vom 17. Juli 1905 uſw. gelten.

in Vertrag über die gegenſeitige Aus lieferung von
Verbrechern und die Rechtshilfe in Strafſachen ſoll auf neu

itiger Grundlage abgeſchloſſen werden. Jeder vertragſchließende
eil wird die Zeitwanderung feiner Angehörigen in das Gebiet des

andern Teiles zur Beſchäftigung in land wirtſchaftlichen Betrieben

i Wochen nach dem Austauſch der Be
eit treten.

Während der Abſchluß des Friedens mit Rußland die Ge
müter in Spannung gehalten und zu Rede und Gegenrede
veranlaßt hat, ſind in Berlin in aller Stille die Friedens
verhand kungen mit Finnland gepflogen worden.
Der Friedensvertrag mit Finnland hat ungefähr den gleichen
Jnhalt wie der mit der Ukraine.

Die Norddeutſche Allgemeine Zeitung kommentiert den
Friedensvertrag ſo: Wenn Deutſchland einen rechtsgültigen

M.

tten.
Dieſes Abkommen ſoll

ſtätigungsurkunden in Wi

Friedensvertrag mit Finnland abgeſchloſſen hat, ſo iſt es dabei
von der Tatſache ausgegangen, daß Finnland ein Beſtandteil
des ehemaligen geweſen iſt, mit dem Deutſchland
ſich im Hriegszuſtand befunden hat. Der Friedensvertrag mit
Finnland wurde auch darum zu einer Notwendigkeit, weil eine
erſte Grundloge geſchaffen werden mußte, auf der ſich die künf
tigen Beziehungen Finnlands zu den Mächten aufbauen
ſollen. Als einzige vechtmäßige Regierung kam für Deutſch
land nur die in Betvacht, die durch den finniſchen Landtag zu
ſtande kam. Mit ihren Vertretern iſt daher auch der Friedens
vertrag abgeſchloſſen worden. Politiſch bedeutungsvoll für die
Zukunft ſind die Beſtimmungen des Artikel l. In dieſen Be
ſtimmungen wird man die Grundlage zu einem Oſtſeeab
kommen zu ſehen haben, das ähnlich dem Abkommen vom
Jahre 1908 den Randſtaaten der Oſtſee ihren Beſitzſtand
garantiert.

d Verlaufe der internationalen Preſſe-Diskuſſion über
den Friedensvertrag mit Rußland haben neutrale Blätter
die Befürchtung ausgeſprochen, daß „die Sowjets das Frie
densinſtrument nicht ratifizieren“ würden, das heißt, daß
politiſch einflußreiche Kreiſe mit ihren Anhängern den Frie-
densvertrag nicht als für ſich verbindlich anſehen und dem
gemäß politiſch handeln würden. Wie wir erfahren, ſind in
den Reihen der Sozialrevolutionäre und andern linksſtehen
der Sowjetmitglieder tatſächlich dahingehende Beſtrebungen
im Gange geweſen und teilweiſe noch im Gange. Dieſe Be
wegung flaut aber in dem Maße ab, daß Lenin mit Recht
hat verſichern können, die Ratifikation fei durchgeführt.

Die jetzt ſchriftlich vorliegende Vereinbarung über die
Grundſätze, nach denen ein Friede mit Rumänien ab-
zuſchließen war, ſagt von Deutſchland wenig. Das liegt daran,
daß Deutſchlands Bedingungen weſentlich wirtſchaftlicher
Natur ſind. Ueber dieſe Bedingungen hören wir, daß für
Deutſchland eine ſtarke Beteiligung an der rumäniſchen
Petroleuminduſtrie in Betracht kommt und daß der
Verſuch gemacht wird, die Ueberſchüſſe der rumäni-
ſchen Getreideernte für Deutſchland zu ſichern. Auf
eine Barentſchädigung wird Deutſchland verzichten, dagegen
verzichtet Rumänien auf die Wiedererſtattung der von
Deutſchland erfolgten Requiſitionen, die nach einer vor
liegenden Schätzung einen Wert von einer Milliarde
Mark darſtellen. Jm zweiten Abſatz der erwänten Verein
barung iſt die Rede von der Gewährung eines Handelsweges
von Rumänien über Konſtantza nach dem Schwarzen Meere.
Die deutſche Regierung iſt mit dieſer Gewährung um ſo mehr
einverſtanden, als ſie grundſätzlich auf dem Standpunkt ſteht,
daß dieſe Frage an die Exiſtenz Rumäniens greift. Es
könne um ſo weniger die Abſicht Deutſchlands ſein, Rumänien
dieſen Handelsweg zu verſchließen, als ja auch Deutſchland
mit dem Handelsweg über Konſtontza noch einen zweiten Zu
gang zum Schwarzen Meere gewönne.

Der Friede mit der Ukraine hat ſchon greifbare
Reſultate erzielt. Bei dem Vormarſch in die Ukraine ſind die
Sicherungen geſchaffen worden für den Abtransport von dort
lagernden Vorräten. Auch baben in Wien bereits Beſprechun-
gen begonnen, die der Ausführung der den Warenverkehr mit
der Ukraine, insbeſondere die Regelung der Getreide
u uhr treffenden Beſtimmungen des Friedensvertrage
ge

Weiterverhandlung mit Rumänien.
Aus Bukareſt wird unterm 7. März gemeldet: Jn der

heutigen und geſtrigen Sitzung der Friedenskonferenz im
ß Bufte a wurde im weſentlichen der Arbeitsplan

rechts und handelspolitiſcher Ausſchuß gebildet werden. Die
Vertreter der Verbandsmächte werden in alphabetiſcher
Reihenfolge den Vorſitz führen. Die Sitzungen werden fort
an nicht mehr auf Schloß Buftea, deſſen Entfernung von
Bukareſt immerhin beträchtlich iſt, ſtattfinden, ſondern in dem
in der Nähe von Bukareſt gelegenen königlichen Schloß
Cotroceni.
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2. Jahrgang.

Kriegsorganiſation und Aeber-
gangswirtſchaft.

Die Norddeutſche Allgemeine Zeitung veröffentlicht einen
Artikel von Dr. Auguſt Weber, ehrenamtlichen Mitarbeiter
des Reichswirtſchaftsamts, der zu einer kürzlich vielfach ab
gedruckten Zeitungsnotiz Stellung nimmt, welche meldete,
der Reichstag beabſichtigte, die Auflöſung der beſtehenden
Kriegsorganiſationen der Beſtimmung der Parlamente zu
unterſtellen. Dr. Weber führt hierzu aus:

So berechtigt das Verlangen des Reichstags und der
weiteſten Kreiſe im Reich iſt, nach Möglichkeit bald aus der
zur Zeit notwendigen Zwangswirtſchaft herauszukommen, ſo
dringend muß davor gewarnt werden, derartige Maßnahmen
zu überſtürzen. Die beſtehenden Kriegsorganiſationen wer
den zu einem großen Teil die Grundlage für die künftige
Uebergangswirtſchaft bilden. Es wäre im höchſten Maße be
denklich, anzunehmen, daß mit dem Kriegsende ſofort eine
weſentliche Verſchiebung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe im
Lande eintreten wird; dafür fehlen alle Porausſetzungen. Es
wird auch in den Monaten nach Friedensſchluß ohne Bewirt
ſchaftung unter ſtaatlicher Kontrolle auf den verſchiedenſten
Gebieten nicht gehen. Wo eine ſolche Kontrolle nicht erforder
lich iſt, ſoll ſie unterbleiben. Ein Blick auf die Textilinduſtrie
oder die Erzeugung von Nahrungsmitteln aber zeigt uns,
daß größte Vorſicht geboten iſt.

Dabei ſei eine Mahnung an den Konſum geſtattet: Wir
müſſen mit allen Mitteln beſtrebt fein, den Konſum auf allen
Gebieten eingeſchränkt zu halten, und zwar vor allen Dingen
überall da, wo Abhängigkeit vom Ausland in Rohſtoffen vor
liegt. Die großen Erfindungen und techniſchen Erfahrungen
in allen möglichen Erſatzinduſtrien und mit deren Mitteln
geben uns allerdings die Möglichkeit weit mehr als dies das
Ausland zur Zeit glaubt, von ihm unabhängig zu fein und
zu bleiben und England wird mit ſeinen Verſuchen, uns die
Rohſtoffe vorzuenthalten, nicht die Erfolge erzielen, die es
ſich erträumt. Trotzdem heißt es: ſparen. Dabei mitzir
wirken und den Konſum und die Produktion in wichtigen
Artikeln zu regeln, iſt Aufgabe der Uebergangswirtſchaft, die
hierfür die alten Kriegsorganiſationen gemäß um und aus
gebaut zu übernehmen hat. er muß, wenn unnötige
Friktionen vermieden werden ſollen, deren Tragweite nie-
mand zu überſehen vermag, das Ende der Kriegsorgani-
ſationen nur dann herbeigeführt werden, wenn ſie tatſächlich
überflüſſig geworden oder für die Uebergangszeit ausgebaut
ſind. Dabei dürfen politiſche Momente oder eine allzu große
Rückſichtnahme auf Stimmen aus allen Lagern nicht aus
ſchlaggebend ſein. Es iſt auch nur dann möglich. die vom
Reichstage mit Recht geforderte möglichſt gleichmäßige Be
ſchäftigung der Erwerbskreiſe für die Friedenszeit in die
Wege zu leiten, wenn eine richtige von den Intereſſenten der
beteiligten Kreiſe ſelbſt getragene und ausgeübte Aufſicht
vorhanden iſt; ebenſo kann den ſtillgelegten Betrieben, die
zum Teil wirtſchaftlich und finanziell ſtark geſchwächt ſind,
nur geholfen werden, wenn von vornherein auf einzelnen
Wirtſchaftsgebieten ſyſtematiſch in dieſer Richtung gearbeitet
werden kann. Das iſt Aufgabe der aus den Kriegsorgani-
ſationen zu bildenden Wirtſchaftsſtellen.

Niemand wird etwas dagegen einzuwenden haben, wenn
das Parlament und die beteiligten Kreiſe in gusgedehnteſtem
Maße bei der Schaffung dieſer Wirtſchaftsſtellen, die als
Selbſtverwaltungskörper der dazugehörigen Wirkſchaftskreiſe
unter behördlicher Kontrolle gedacht ſind, mitwirken. Dir
Stellen müſſen aber da ſein, um im Intereſſe der Allgemein-
heit für alle Eventuglitäten das nötige Rüſtzeug zu beſitzen.
Sie an die alten Krieaseinrichtungen anzubauen, deren
Material zu verwenden, die in ihnen tätig geweſenen führen
den Perſonen und deren Mitarbeiten für die erſte Zeit nach
dem Kriege zu gewinnen. iſt die einfochſte aber auch ſicherſte
Form, um möglichſt raſch wieder in die freie Wirtſchaft zu
kommen. Daß dabei vieſe der beſtehenden Geſellſchaften in
der Uebergangszeit verſchwinden können. und verſchwinden
werden, iſt ſelbſtverſtändlich. Die reichen Erfahrungen aber,
welche andere wichtige Organiſationen geſammeſt haben,
müſſen nutzbringend verwertet werden, damit Fehler ver
mieden werden können, die früher gemacht ſind.

Die Welthungersnot.
Vor dem Weltkrieg haben die Sozialiſten und ſehr weite

bürgerliche Kreiſe feſt daran geglaubt, er müſſe von kurzer
Dauer ſein, da ſehr bald eine allgemeine Hungersnot aus-
brechen werde. Wie manche andere Vorherſage war auch
dieſe irrig im Zeitmaß. Aber ſchließlich muß der Krieg doch
zu einer Welthungersnot führen. Jn allen Ländern fehlt es
an Arbeitskräften, das Land zu beſtellen, wenn Dutzende von
Millionen Männern jahrelang im Felde ſtehen. Der unter
brochene Warenaustauſch beraubt alle Länder unentbehr
hicher Düngemittel: die einen der Phosphate und des Stick-
ſtoffs, die anderen der Kaliſalze. Dazu kommt der geſteigerte
Nahrungsverbrauch der Maſſenheere und die Verſenkung
großer Nahrungsmittelmengen durch die U-Boote.

So ſehen wir alle Länder von wachſenden Ernährungs-
ſchwierigkeiten bedroht. Und deren unmittelbare Folge iſt
der Bolſchewismus. Jn der Verzweiflung des Hungers zerſchlagen die Arbeitermaſſen, die zuerſt und am Krerſten
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von der Not betroffen werden, den ganzen Staat und er
richten eine Diktatur des Proletariats. Aber dieſe prole-
tariſche Revolution erfolgt, ehe die Zeit des Sozialismus er
füllt iſt. Sie iſt nur ein Reflex der Verzweiflung, nicht der
Schlußpunkt einer abgelaufenen normalen Entwicklungs

n e der r e genauwenig wirkli Lonai wie ie kriegsſozi
j ahmen der kapitaliſtiſchen Staaten zur
tomwfun der Hungersnot ſind. Der Bolſchewismus iſt viel
mehr lediglich eine Kriegsfolge und muß mit dem Ende des

r r e ar c noch große Verheeru
Bis aber n er große Ve ungen anrichten. Für Deutſchland freilich iſt die Gefahr überwinden.

Der Tiefſtand unſeres Ernährungsweſens war der Winter
1916 auf 17. So ſchlimm wie in jenem Kohlrübenwjnter
wird es nicht wieder kommen. Selbſt im Fall einer Miß-
ernte haben wir jetzt die rumäniſche und ukrainiſche Aus
hilfe, und mit unſerer Eigenerzeugung ſtehen wir beſſer da,
als faſt alle Länder in der Welt.

Die feindlichen Staaten haben nicht mehr Vorräte als
wir, aber ſie müſſen erſt dieſe ſelbſt über See heranſchaffen,
und darin liegt bei dem abnehmenden Schiffsraum ein immer
größet werdendes Gefahrenmoment. Die neutralen Staa-
ten aber ſind am allerſchlechteſten dran. Sie ſind für ihre
Verſorgung faſt durchweg von beiden kämpfenden Mächte-
gruppen abhängig geworden, und beide geben ihnen nur das
wenige, was ſie ſelbſt entbehren können. Deshalb iſt der
Bolſchewismus in Finnland zum akuten Bürgerkrieg gewor-
den und bedroht ernſtlich die innere Ruhe in Norwegen,
der Schweiz und Schweden. Die Ordnung in Finnland wie-
derherzuſtellen, gäbe es einen ſehr einfachen Weg, dem Lande
60 Millionen Kilogramm Getreide zu liefern. Ohne Ge-
treidelieferung iſt die Ruhe in Finnland aber ſelbſt durch
die ſchneidigſte militäriſche Erpedition nicht wieder zu er
reichen. Auch Finnlands Schickſal hängt ſomit davon ab, ob
es Deutſchland gelingt, größere Getreidemengen in der
Ukraine zu erfaſſen.

Jm übrigen iſt das Einſchreiten der deutſchen Militär-
macht auf Erſuchen der finniſchen Regierung gegen den
finniſch-ruſſiſchen Bolſchewismus nicht ohne weiteres und
unbedingt als eine Art regktionären Kreuzzugs zu verur-
teilen. Der Bolſchewismus iſt keine proletariſche Bewegung,
die den Sozialismus wirklich fördern könnte. Er iſt nur ein
Verzweiflungsausbruch verhungernder Volksmaſſen, die
politiſch nicht genügend geſchult ſind, und muß in Anarchie
und Chaos enden, weil er natürlich auch keine Kornfelder
in der flachen Hand wachſen laſſen kann.

Der Sozialismus kann nicht aus der Welthungersnot
erſtehen, ſondern nur aus dem ruhigen Fortſchritt der gan-
zen Menſchheit zu höheren Kulturformen.

Der Keichspoſt-Etat.
Der Hauptausſchuß des Reichstags trat am Mittwoch in die Be

ratung des Poſtetats ein. Nach dem Bericht des Referenten machte
Staatsſekretär Rädlin längere Ausführungen, in denen er insbeſondere
die Notwendigkeit der Stellenvermehrung begründete. Die Oberpoſt-
praktikanten und die Poſtinſpektoren ſollen ab 1. April 1918 be'eitigt
werden. Lediglich zum Zwecke der Verbeſſerung der Beförderungsver-
hältniſſe ſollen keine neuen etatsmäßigen Stellen werden.
Die nach dem Kriege kommende Verbeſſerung der Beſoldungsordnung
werde vielen Beamten eine Hebung ihrer Lage ſchaffen.

Die Betriebskoſten der Poſt ſind erheblich geſtiegen. Der Poſtetat
ſchließt mit einem Ueberſchuß von 103,1 Millionen Mark, der aller-
dings in der Hauptſache nur auf dem Papier ſteht. Die Ausgaben der
Reichspoſt ſteigen fortgeſetzt, insbeſondere auch durch die Teuerungs-
zulagen an die Beamten. Mehr als die Hälfte der Beamten werden imFetde verwendet. Täglich müſſen 21 Millionen Feldpoſtſendungen be-

wältigt werden. Die Beförderung wird erſchwert durch die Ein'chrän-
kung des Zugverkehrs und den Mangel an Fuhrwerk. Der Paket-
verkehr iſt durch den d rer ſo geſtiegen, daß eine glatte
Abwicklung kaum mehr möglich iſt as Erſatzperſonal iſt an ſich gut,
aber doch nicht ſo zuverläſſig wie das alte Stammperſonal. Die zahl-
reichen Diebſtähle bei der Poſt ſind nur zu einem geringen Teil auf
Verfehlungen des Poſtperſonals zurückzuführen.

Abg. Hubrich (Fortſchr. Vp.) drückt dem neuen Staatsſekretär die
Anerkennung der Poſtbeamten aus. Das Publikum klagt mit Recht
über die Unzuverläſſigkeit der Poſt; Redner fordert eine Statiſtik, aus
der erſichtlich iſt, in welchem Umfange das Poſtperſonal an den Dieb-
ſtählen beteiligt iſt. Redner macht eine Reihe Vorſchläge, wie man den
Paketverkehr beſchleunigen könnte.
die Feldpoſtſendungen aus der Heimat und innerhalb der Heimat porto
pflichtig machen ſolle. Jſt es nötig, daß die Portiers im Kriegsminiſte-rium Hortoſreiheit genießen?

Staatsſekretär Rüdlin: Jn den letzten vier Jahren ſind wegen
Diebſtähle verurteilt worden: 39 Beamte, 254 Unterbeamte und 3234
Hilfsbeamte. Auf der Eiſenbahn wird die Poſt ganz ſyſtematiſch be
raubt. Ganze Banden haben ſich zu dieſem Zwecke gebildet. Eine
Menge Pakete ſind auch infolge mangelhafter Verpackung unbeſtellbar.
Dieſe Zahl ſtieg 1917 auf 59 000, für ſie mußte Erſatz geleiſtet werden.
Alle Verſuche, dieſe Zuſtände zu beſeitigen, ſind erfolglos geblieben.
Die Verluſte im Felde ſteigern ſich auch durch die plötzlichen Truppen
verſchiebungen. An Erſatz mußte geleiſtet werden: 1912: 100 000 M.,
1914: 399 000 M., 1916: 1 178 000 M., 1917: 3 100 000 M.

Unterſtaatsſekretär Kobelt erklärt, daß die Einſchreibepakete in der
nächſten Zeit noch nicht wieder zugelaſſen werden können. Mit der
Benutzung der Feldpoſt wird zweifellos Mißbrauch getrieben, ob aber
eine Einſchränkung der Portofreiheit herbeigeführt werden kann, will
ſehr genau erwogen werden.

Abg. Taubadel fragt an, ob der Weltpoſtverein nach Beendigung
des Krieges wieder in Tätigkeit treten wird. Barfrankierung ſolle man
endlich einführen. Der Briefverkehr iſt in einer Weiſe verlangſamt, die
nicht zu billigen iſt. Bei der Feldpoſt läßt die Pakeibeförderung ſehr
zu wünſchen übrig. Jn einem Fall hat Oeſterreich die von Soldaten
abgeſchickten Lebensmittelpakete beſchlagnahmt. Die Einſchränkung der
Portofreiheit muß unterbleiben. Die Diebſtähle bei der Poſt nehmen
erſchreckend überhand und die Entſchädigung iſt ganz unzureichend,
denn ſie erfolgt ohne Rückſicht auf den Wert, einfach nach dem Gewicht.
Bei den Diebſtählen trägt auch die ſchlechte Bezahlung der Aushelfer
einen Teil der Schuld. Die Verwendung von Kriegsbeſchädigten iſt
eine beſondere Aufgabe der Reichspoſt. Redner kritiſiert dann die
mangelhafte Bezahlung des weiblichen Perſonals, das man nach dem
Krieg nicht etwa n entlaſſen dürfe.

Staatsſekretär Rüdlin erklärt, daß die Poſt bei Entſchädigungen
ſehr entgegenkommend ſei; die Poſt ſei ſogar berechtigt, während des
Krieges jede Haftung abzulehnen. Sie habe davon keinen Gebrauch
gemacht. Die Barfrankierung könne während des Krieges aus tech-
niſchen Gründen nicht weiter eingeführt werden. Die Beſchlagnahnie
der von Soldaten in Galizien abgeſchickten Lebensmittelpakete erfolgte
a a eines Ausfuhrverbotes, das die ungariſche Regierung er-

en hatte.
Abg. Rießer beklagte die Ueberlaſtung des Telephonverkehrs durch

die Kriegsgeſellſchaften.
In der weiteren Debatte ſprach ſich auch ein Konſervativer gegen

die Einſchränkung der Portofreiheit aus.
Abg. Sädekum weiſt auf den Mißſtand hin, daß Zehlendorf außer

halb der Berliner Portogrenze liege und deshalb erhebliche Summen
Strafporto aufzubringen habe. Die beſte Löſung wäre, alle zu
ß Berlin gehörigen Orte in das Berliner Ortsporto einzubeziehen.
Abg. Meyer-Herford begründet dann einen Antrag aller Parteien,

die Gehaltsſätze der unterſten Klaſſen (gehobene Unterbeamte) mit 1500
e beginnen und bis 2000 M. ſteigen zu laſſen.

Es ſei ferner zu' prüfen, ob man

Geheimrat Mäder: Die verbündeten Regierungen ſtehen auf dem
Standpunkt, daß während des Krieges eine Reform der Beſoldung
ordnung nicht angängig i rten, die eingetreten ſtnd, mü
durch Teuerungszula werden.Dieſer Sdpun 4 wurde von allen Seiten
bekämpft. u hAbg. Hubrich r

o

dab d

g.

S
Gehaltsfragen nich he

Staatsſekretär Rädlin beſpr
ebrachten Wünſche und hebt beſonders daß die Poſt bisherI 200 Kriegsbeſchäd geſtellt habe ar

der Beim Telephonbetrieb könne man die nicht entbehren,
ei der Telegraphie aber haben ſie den r nicht entſprochen.

Bei der Umſtellung in den Friedensbetrieb gedenke man die ver
heirateten rn zu entlaſfen.

Der Beſoldungsantrag wurde einſtimmig angenommen.
Abg. Graf Carmer (Konſ.) forderte, in den Poſtetat die arken

zulage wieder anzuſeden, nachdem die Polen durch ihr Auftreten im

preußiſchen re e n h daß ſie 7 ei wie vorfeindlich gegenüberſtehen. nſinnen wurde vomals eine und von dem Abg. Hoch als ehgn Werke
bezeichnet. Graf Carmer unterließ es denn auch, formell einen ſolchen
Antrag zu ſtellen. Damit war der Poſtetat m

Bei den Petitionen entſpann ſich eine 72 über die Lohnver-
hältniſſe der Poſtaushelfer. Abg. Taubagdel wi insbeſondere darauf
hin, daß man bei einem Lohn von 950 M. pro Tag allerdings nicht
genügend brauchbare Kräfte bekommen könne.

Der Ausſchuß wandte ſich dann wieder der vertraulichen Aus-
ſprache über die Erfaſſung der Auslandsgewinne zu.

Kleine Kriegsnachrichten.
Berlin, 6. März. Die große Beute der Deutſchen an Geſchützenund Kriegsmaterial, das zum größten Teil engliſchfran e

Erzeugnis iſt, wird von der Entente als r ärgerl enden
Jm ganzen beziffert ſich die Beute der Mittelmächte ſeit dem
1. Dezember 1917 auf 120443 Gefangene, 3633 Geſchütze, 7103 Ma-
ſchinengewehre, 86 Grabenwaffen, 128 000 Gewehre, viele Tauſend
Fahrzeüge, darunter 500 Kräftwagen, 11 Panzerautos, mehrere
Millionen Schuß Artilleriemunition, zahlreiche Tanks, 47 Panzer-,
Motor- und Lazarettboote, 22 Flugzeuge (ohne die abgeſchoſſenen),800 Lokomotiven, 8000 meiſt mit Proviant beladene Eiſenbahn

wagen. Dazu unermeßliches Kriegsgerät, zahlloſe Feldküchen mit
Zubehör und dergleichen. Dieſe ungeheuren Zahlen gewinnen
vor allem an Bedeutung, wenn man bedenkt, daß die Zahl der
3633 Geſchütze bei weitem den Friedensbeſtand ſämtlicher deutſcher
Armeekorps an Feldartillerie übertrifft, während die Zahl der
7103 Maſchinengewehre ein Vierfaches darſtellt von dem, was an
dieſer Waffe bei Kriegsausbruch in Deutſchland vorhanden war.
Rechnet man die Tau ende von Geſchützen und Maſchinengewehren
aus der Offenſive gegen Jtalien hinzu, ſo kann man den unge-
heuren Kräftezuwachs der den Mittelmächten aus ihren
Siegen zusefloſſen iſt, und den Aerger Englands und Frankreichs
vollauf würdigen.

Zum Vorfrieden mit Rumänien.
n von unterrichteter Seite folgende erklärende Bemerkungen
gemacht:

Die Rückgabe der Dobrudſcha bis zur Donau in die
Hände des Vierbundes erfolgte, um Rumänien dieſen Ent
ſchluß g erleichtern. Dieſer Punkt betraf Oeſterreich-Ungarn nur
indivekt.

Die Zuſicherung des Handelsweges ſowohl zu Lande von
Cernawoda bis Konſtantza, wie zur See von Konſtantza über das
Schwarze Meer gibt Rumänien die Möglichkeit ſeiner Wieder
aufrichtung in friedlicher Arbeit und beweiſt, daß die Mittel-
mächte keine wirtſchaftliche Erdroſſelung Rumäniens anſtreben.

Die Grenzberichtigungen an der ſiebenbürgiſchen
Grenze, die im großen und ganzen den Schutz des Eiſernen Tores
und der Berowerke von Petroszeni, ſowie die Vorſorge gegen eine
Erneuerung des hinterliſtigen Ueberfalles bedeuten, werden
keineswegs tief in rumäniſches Gebiet hineinreichen und haben
natürlich keinerlei annexioniſtiſchen Charakter.

Die wirtſchaftlichen Forderungen beziehen ſich
auf die Einfuhr von Petroleum ſowie land wirtſchaftlicher

rodukte.
Die Räumung öſterreichiſchungariſchen Gebietes von den

rumäniſchen Truppen betrifft die letzten Reſte des von Rumänien
beſetzt gehaltenen Gebietsſtreifens in der Dreiländerecke.

Die Beſtimmung endlich, daß Rumänien die Truppen-
transporte der Verbündeten nach Odeſſa eiſenbahntechniſch
unterſtützen werde, erſchien notwendig, um die Sicherung
Abtransportes großer, vor Odeſſa, auf der Wolga und am Dunjepr
lagernder Getreidemengen und ſodann nach der Donau
mündung und über die Donau nach den Zentralſtaaten ſicher-
zuſtellen, damit auf dieſem Wege die endgültige Durchbrechung
des von den Feinden um die Mittelmächte gelegten Blockade-
ringes geſichert erſcheine.

Vor der Revolution in Jrſand?
Haag, 8. März. Holländiſche Reiſende berichten, daß in Li ver

pol außergewöhnliche Truppenmengen liegen, die, wie es heißt,
nach Frankreich verſchifft werden ſollen, in Wirklichkeit aber bereits
gehalten werden in Erwartung einer Revolution in Jrland.

Rotterdam, 8. März. Der frühere militäriſche Oberbeſehls-
haber French, der jetzige Befehlshaber der Heimarmee, iſt in Be
gleitung des Generals Mahon, des Kommandanten der Truppen in
Jrland, in Mevry in Jrland angekommen. French te, daß
Schritte getan ſeien, um Jrland unter militäriſchen Zwang zu
bringen.

England und Perſien.
Genf, 7. März. Das Echo de Paris meldet aus London:

Angeſichts perſiſcher Aeußerungen, die Engländer hätten keinen
Anlaß zu weiterem Verweilen in Perſien, ſei das Londoner Kabinett
feſt entſchloſſen, die Verbindung mit Meſopotamien und Kaukaſien
um jeden Preis zu halten. Deshalb müſſe Perſien nachgeben oder
der Konflikt ſei unvermeidlich.

Die Jgotz-Mendi- Differenz mit
Dänemark.

Wolffs Büro meldet: Jm Falle „Jgotz Mendi“ hat Däne-
mark einer däniſchen Bergungs Geſellſchaft verdoten, der
deutſchen Priſe Hilfe zu leiſten. Sollte dieſes Verbot derErwägung entſprungen in. daß es einem neutralen Staat ver
wehrt, ſei Handlungen in ſeinen Gewäſſern zuzulaſſen, die eine
Unterſtützung der Tätigkeit einer Priſe bedeuten, ſo muß man ſich
wundern, daß Dänemark dieſen Grundſatz nicht auch eng
liſchen Priſen gegenüber zur Geltung gebracht d

Jn einem Falle, in dem eine engliſche Priſe dänkſche
Gewäſſer angelaufen hat, hat das Schiff dort die Unterſtützung
gefunden, ohne die es ſeine Reiſe nicht fortſetzen konnte. Am
19. März lief nämlich der Dampfer Kong Jnge, der auf derFahrt nach einem deutſchen Hafen von einem engliſchen Unter

dort anſtandslos die um ihrzu können, und fuhr r Abe

t

tkr tigung zu votieren. DieVerweigerung des Kriegsbudgets und insbeſondere der Kriegskredite
müßten in aller Welt als Entſchließung aufgefaßt werden, die nicht
davor zurückſcheut, dem Staate die materiellen Mittel
in einem qu entziehen, da er den ſchwerſten aller
e in z u Seerßt J e n 3 eirzeugt, de en eit derartige Erſcheinungen alsen als beſſ vhämend empfinden würde. Die ver

ſſungsmä rledigung des Budgetproviſoriums würde eine freii S für die Erledigung ialer wirtſchaftlicher Weg
ſozialer Geſetzesvorlagen.

Das Budgetproviſorium wurde hierauf angenommen.
ben Tee e t für Ausgaben und Einahmen, wurde mi gegen 18 mm enomme rommen. Hierfür ſtimmten a die deutſchen Sozialdemokraten und
die Ukrainer, dagegen ſtimmten, Tſchechen, Südſlawen und polniſche
Sozialdemokraten. S 2, enthalhend Kriegsaudgaben, wurde

2908 161 Stimmen nommen. Dagegen ſtimmtenden den früh eten al i de ten
Sozialdemokraten. Sihehe 6 Rilligrden Kriegs-
kredite, wurde in namentlicher Mftimmung mit 208 gegen 16
Stimmen angenommen.

Das Budgetproviſorium wurde hierauf auch in dritter
Leſung angenommen.

Politiſche Veberſicht.
Deutſches Reich.

Die ſavder Vationalliberalen fürs allgemeine,
gleiche Wahlre t in Preußen.

Die ſüddeutſchen Nationalliberalen fahren in der Beein-
fluſſung ihrer preußiſchen Parteifreunde zugunſten des glei-
chen Wahlrechts fort. Die unwirſchen Proteſtaktionen der
preußiſchen Reaktion haben natürlich das Gegenteil von dem
erreicht, was ſie bezweckten. Sie haben den ſüddeutſchen
Liberalen die Augen darüber geöffnet, daß die Frage des
gleichen politiſchen Rechtes in dem domiinierenden deutſchen
Bundesſtaate eben eine eminente deutſche Frage iſt. Gerade
bei der Erörterung des Demonſtrationsſtreiks iſt von badi-
ſchen Nationalliberalen dieſe Seite der Wahlrechtsfrage ins
Licht der Oeffentlichkeit gerückt worden. Der Abg. Koch be
merkte in ſeiner Rede:

Wir ſind der Meinung, daß der Streik wohl zu erklären iſt,
daß man ihn aber wegen der unheilvollen Wirkungen nicht ent
ſchuldigen kann. Aber die Regierung hat alle Urſache, die Miß-
ſtimmung, die nun einmal vorhanden iſt, zu beſeitigen. Die Miß-
ſtimmung liegt auf der einen Seite in der preußiſchen Wahlreform,
die ſich zu einer deutſchen Sache ausgewachſen hat. Wir erwarten,
daß auch alle Gegner der Wahlreform ſich der Verantwortung
ihres Handelns wohl bewußt find, und daß dieſe Wahlreform noch
u einem guten Ende kommt. Was wir dazu beitragen können,
s iſt und wird geſchehen. Zum zweiten muß dann

unſere Regierung die vielen ißſtände in unſerem kriegswirt
ſchaftlichen Leben aus der Welt ſchaffen.

Ernä chwierigkeiten im rheini äliſchn rn
Von den trüben Ausſichten für die Verſorgung der Bevölkerung

im rheiniſch weſtfäliſchen Induſtriegebiet gibt der ſtädtiſche Bericht von
Eſſen ein Bild. Die eingekellerten Kartoffeln ſind „ſtark angegriffen“,
d. h. in Wirklichkeit ſind ſie vielfach ganz, meiſt aber weit im voraus
aufgezehrt, weil der Bevölkerung bei dem Mangel an Gemüſe und Nähr-
mitteln kaum ein anderer Ausweg blieb. Diebſtähle häufen ſich unheim-
lich. Erſatz für vorausverzehrte oder geſtohlene Kartoffeln gibt es nicht.
Saakkartoffeln können nur im Umkau S offeln abge
geben werden oder ſie werden auf die Kartoffelration angerechnet. Von
500 000 Zentnern Kartoffeln, die die Stadt noch aus Landkreiſen be
kommen ſoll, gilt jetzt ſchon die Lieferung von 90 000 als zweifelhaft.
Damit fehlen der Stadt ſchon 135 000 Zentner, da ſie mit dem von der

des Reichskartoffelſtelle bewilligten Aufſchlag für Schwund uſw. nicht aus
kommt. Nebenbei bemerkt, ſind bei der durch den privaten Handel

beſorgten Einkellerung der Kartoffeln 22 000 Zentner „verſchwunden“!
Die Gemüſeverſorgung für 1918 iſt arg bedroht, da Anbauverträge

für über 1000 Morgen durch die Sperre der Reichsſtelle ungültig ge
worden ſind. Jm Oſten die Sperre und im Vorgebirge, der rheiniſchen
Gemüſekammer wütende Konkurrenz öſtlicher Städte beim Abſchluß
von Anbauverträgen. Rund 100 Perſonen ſind in Unterſuchung
wegen Schwindelelen mit Lebensmittelkarten, Fälſchungen ufw., darun-
ter auch Angehörige des ſtädtiſchen Perſonals.

Wenn ſich die Dinge ſo weiter entwickeln, dürfte es im Jnduſtrie
gebiet noch unliebſame Ueberraſchungen geben.

Der Leidensweg der preußiſchen Wahlreform.

Die Kommiſſion zur Beratung des Wahlrechts zum preußiſchen
Abgeordnetenhauſe wird am Freitag wieder eine Vollſitzung halten, die

mit der Erweiterung des J des ſich beſchäftigen ſoll. Die Wahlrechtsfrage ſelbſt wird bekanntlich von einem
Unterausſchuſſe beraten, der ſich mit ſeiner Arbeit ſo viel Zeit nimmt,
daß es nach tzungen Berufener Juni werden wird, ehe die Vorlageim Plenum eriediet ſt Dann beginnen die Verhandlungen im Her-

renhauſe, die wahrſcheinlich durch Sommerpa unterbrochen werden.
Z Ende des Leidensweges der preußiſchen Wahlreform iſt nicht ab
zuſehen.

Preußiſches Abgeordnetenhaus.
123. Sitzung. Donnerstag, 7. März, vormittags 11 Uhr.
Am Miniſtertiſch v. Breitenbach, Hergt.

Zweile Leſung des Eiſenbghnetats.

werden.
des Finanzabkommens auf zwei Jahre ſtimmen wir zu, wenn dieſes

eeboot aufgebracht worden war, aus Kohlennot als engliſche
Priſe den däniſchen Hafen Frederitshavn an. erhielt

nicht verekeln. Der Etat iſt nicht günſtig. Am

159 Milli die Ducdiſühene der Werten e
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n Zutnß der Eiſenbahn mit Ride ertzrgenſeden. Die Aeuße
echten gegen die Zuverläſſigkeit eines parlamen

tariſchen Miniſters von der Linken entſpringen nur dem Miß
behagen, daß jetzt die Roll grranlgtAbg. Dr. Macco Ken Der a kein ungünſtiges Reſultat.
da er nach allen Abſchreibungen noch einen Ueberſchuß
Allerdings ſind unſichere oren in der Rechnung. Durch unſere Zu
ſtimmung zu Ver Geſamtabkommens wollen wir an
erkennen, daß bald hältnis der Eiſer anzen zu den
allgemeinen Finanzen anders feſtgelegt wird. Es wird durch gewiſſen
loſe Agitatoren verſucht, die gkelt der Eiſenbahnarbeiter ungünſtig
zu beeinfluſſen.

Abg. Leinert (Soz.):Die Eiſenbahnve wird noch wer als milchende Kuh
der allgemeinen Staatsverwa benutzt. Wir verlangen, daß ſie viel
r von der Finanzverwaltung geſtellt und zu einem wirk
lichen Verkehesinſtitut gemacht wird Von der geplanten Erhöhungder Perſonentarife haben wir lediglich durch hie Verhandlungen des

Eiſenbahnrats erfahren. Solche Erhöhungen müſſen künftig durch Geſetz
feſtgelegt werden. Wenn es uns der Finanzminiſter nicht geſagt hätte,
hätten wir gar nicht gewußt, daß die Einnahmen aus der Perſonen
iariferhöhung in den Etat eingeſetzt ſind. Die Ausgaben der Eiſenbahn
verwaltung ſind in den letzten Jahren enorm geſtiegen, ſo z. B. die
Preiſe für Kohlen um 127 Prozent, Preiſe für Schienen um 68 Pro-
zent, für Holzſchwellen um 85 Prozent, Lokotmotiven ſind um 67 Pro
zent teurer geworden, Perſonenwagen um 76 Prozent, Güterwagen
um 974 Prozent, teilweiſe n um 109 Prozent. führe die
v aus einem beſonderen Grunde an. Als die Arbeiter in den
Lokomotiv und Waggonfabriken ſeiner Zeit Anträge auf e ä
ſtellten, wurde ihnen entgegengehalten, die Eiſenbahnverwa habe
erklärt, daß nur 8 Prozent mehr für Löhne ausgegeben werden dürften
und hobe die Preiſe für Lokomotiven und Waggons nicht erhöht.
(Hört, hört!)) Angeſichts der tatſächlich bezahlten höheren Preiſe wäre
es nun Sache der Eiſenbahnverwoltung, darauf zu dringen, daß die
Löhne in dieſen Fabriken auch entſprechend erhöht werden. (Sehr
wahr! bei den Sozialdemokraten.) In der Tat aber iſt der Eiſen
bahn miniſter umgekehrt am Werke, dahin zu wirken, daß die
Löhne in der Rüſtungsinduſtrie herabgeſetzt werden, nur damit die
Löhne der Eiſenbahnverwaltung nicht höher ſteigen. (Hört, hört! bei
den Sozialdemokraten.

Nun hat der Eiſenbahnminiſter uns ſein Reformprogramm für die
Zeit nach dem T de vorgetragen. Jn gewiſſer Weiſe lehnt er
ſich an die Forderungen des früheren Miniſterialdirektors Kirchhoff an,
geht aber lange nicht weit genug. Die erſte Klaſſe ſoll in D-Zügen mit
Ausnahme der internationalen DZüge abgeſchafft werden, ſo daß
etwa nur noch 25 Prozent der D-Züge die erſte Klaſſe haben werden.
Da aber Süddeutſchland damit de einverſtanden iſt, müſſen die Züge
in Süddeutſchland mit 1., 2. und 3. Klaſſe ſahren. Dieſer Widerſtand
der kleinen Eiſenbahnverwaltungen gegen die Notwendigkeit der großen
preußiſchen Verwaltung beweiſt, wie dringend geboten es iſt, endlich zur
Reichseiſenbahn überzugehen. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.)
Daß die 1. Klaſſe unrentabel iſt, iſt längſt erwieſen. Von zwei Ab-
teilen iſt immer nur ein Platz beſetzt. Dieſe teuren Wagen werden alſo
größtenteils ganz nutzlos mizgeführt. Es iſt aber wirtſchaftlich ſehr ver
kehrt, wenn man auch nach dem Kriege die D-Züge, die nur 1. und
2. Klaſſe führen, beibehalten will. Das bedeutet eine roße Benach-
teiligung der Reiſenden 3. Klaſſe (Sehr richtig!) Ein erkehrsinſtitui
darf die Reichen nicht in dieſer Weiſe bevorzugen. Wir wünſchen
ferner, daß auch in die D-Züge Wagen 4. Klaſſe eingeſtellt werden.
Jetzt will man einige Eilzüge mit 4. Klaſſe fahren laſſen, aber nur
nachts. Wir ſind überzeugt, daß die wirtſchaftlichen Verhältniſſe die
Eiſenbahnverwaltung zwingen werden, in den Reformen bald erheblich
weiterzugehen. In der 4. Klaſſe mutet man den Fahrgäſten noch immer
zu, mit einem Stehplatz vorlieb zu nehmen. Nur bei dem Eilverkehr
in der 4. Klaſſe ſollen die Fahrgäſte Anſpruch auf einen Sitzplatz haben.
Notwendig wäre auch die Einführung von Schlafwagen 3. Klaſſe,
ferner die Erleichterung des Verkehrs durch Sonntagsfahrkarten und
Kilometerhefte.

Die Verkehrsſchwierigkeiten ſind leider n immer im Steigen.
Soweit ſie mit Kriegsnotwendigkeiten zuſammenhängen, nimmt ſie die
Bevölkerung ruhig in Kauf. Große Mißſtimmung herrſcht aber ühbe
die z des Sonntagsverkehrs. (Sehr wahr!) Unerhört iſt
die Erhebung der doppelten Fahrkartenpreiſe für D-Züge. (Sehr
richtig) Es muß auch den weniger Bemittelten Gelegenheit gegeben
werden, die DZüge zu benutzen, zum mindeſten, wenn ſie einen behörd
lichen Ausweis bringen, daß ſie minderbemittelt ſind, alſo zum Beiſpiel
ein Einkommen unter 4000 M. haben. Hier muß der ſoziale Geſichts-
punkt mehr in den Vordergrund geſtellt werden. Die notwendigen
Bauten der Eiſenbahnverwaltung ſollten ſo in Angriff genommen
werden, daß die zurückkehrenden Krieger dabei beſchäftigt werden
können. Um dieſe Arbeitskräfte beſſer bezahlen zu können, als früher
die polniſchen und italieniſchen Arbeiter muß die Eiſenbahnverwaltung
alle tech niſchen Fortſchritte nach Möglichkeit ausnützen. Die Unter-
nehmer, mit denen die Verwaltung Verträge abſchließt, müſſen unbedingt
verpflichtet werden, beſtehende Tarifverträge einzuhalten. (Sehr
richtigl) Früher hat ſich die Verwaltung dagegen geſträubt, aber etwas
von dem neuen Geiſt iſt ja inzwiſchen auch in die Eiſenbahnverwaltung
eingezogen.

Der Vertrag über die Vergebung der Eiſenbahnreklame
an Reimar Hobbing hätte n dem Abgeordnetenhauſe vorgelegt
werden müſſen. (Sehr richtig)) Der Vertrag hat nicht nur eine fis:
kaliſche, ſondern auch eine politiſche Seite. eimar Hobbing hat be
kanntlich ſeit dem 1. Januar die Nordd. Allgem. Zeitung übernommen;
faft alle amtlichen Druckſachen werden ihm übergeben. Außerdem
ſtellt der e auch die meiſten Druckſachen der Alldeutſchen her
Es gibt Leute, die meinen, daß mit dieſem Monopolvertrag das Defizit
der Nordd. Allgem. Ztg. gedeckt werden ſoll. (Hört, hört)) So groß
dürfte das Defizit aber kaum ſein. Bezeichnend iſt, daß dem Verlag
das alleinige Recht vorbehalten iſt, Druckſachen in die Eiſenbahnzütze
u legen. Da werden wir es wahrſcheinlich erleben, daß de Nordd.
llgem. Zeitung mit einer Unmaſſe von Jnferaten unter Vermittlung

der „Alo“ an die Reiſenden in den D Zügen verteilt wird. Das wird
ein glänzendes Geſchäft für den Verlag ſein, der ohnehin bei ſeinen
alldeutſchen Schriften von der Papiernot nichts zu ſpüren ſcheint. 50
Prozent von den Roheinnahmen ſoll der Verlag an die Eiſenbahn
verwaltung abgeden. Aber was wird unter Roheinnahmen verſtanden?
Nach dem Vertrage gehen davon ab alle Ausgaben, die entſtehen für die

der Reklame, für die Herſtellung der Reklame, für Pro-
viſionen, die der Verleger bekommt, und ähn Dieſer Vertrag be-
deutet eine maßloſe Ausbeutung derjenigen, die gezwungen ſind, Eiſen
bahnreklame zu treiben. (Sehr richtig) Der Miniſter meinte, er
denke bezüglich dieſes Vertrages ganz fiskaliſch. Es iſt aber nicht an-
zunehmen, warum die Verwaltung einem Unternehmer Millionen ver
dienen läßt an einem Unternehmen, das ſie ſelbſt betreiben könnte.
Wenn der Miniſter auf die Möglichkeit hinwies, daß der Verleger
Künſtlern für die Reklame Beſchäftigung geben werde, ſo befürchten wir
weit eher eine Ausbeutung der Künſtler. Sehr unvorſichtig iſt die Ab
ſchließung des Vertrags auf 15 Jahre. Hoffentlich iſt es noch möglich,
den Vertrag zu löſen, bei dem zweifellos die Intereſſen der
verwaltung nicht genügend gewahrt ſind. (Zuſtimmung bei den So
zialdemokraten.)
Abg. Hofer (U. Soz.), der als nächſter Redner aufgerufen wird, iſt

nicht im Saale anweſend.
Abg. v Wowna (Freikonſ.): Ich beurteile den Vertrag günſtiger.

Die Beſeitigung der Zerſplitterung im Eiſenbahn Reklameweſen war
durchaus notwendig; wir hoffen, daß die ſiskaliſchen Intereſſen dabei
genügend gewahrt ſind. Dem Abgeordneten Lippmann gegenüber be
merke ich, daß ich meine Ausführungen über das parlamenta
Syſtem mir nicht aus den Fingern geſogen ſondern daß mir
Belgien über die Nachteile dieſes Syſtems
ſind. Politiſche Parteien dürfen nicht Einfluß
ſetzung Aemter. Gelächter links.
dieſen Einflußl) Bei uns regiert eine breite
Staatsbürger. (Erneutes Lachen links.)

Miniſter v. Breitenbach: Abgeordneter Leinert ſcheint kein Ver-

bekommen auf die Be
Zuruf: Heute haben ſie

enge verſtändiger

ſtändnis dafür zu haben, daß alle unſre Verwaltungsmaßnahmen jetzt
unter dem Druck des Krieges ſtehen. Der Vertrag mit derReimar Hobbing liegt lediglich im fiskaliſchen Jntereſſe. Es h

Zig.nicht der leiſeſte Zuſammenhang mit der Nordd. Allgem.

Augen geöffnet worden
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Der deutſche Tagesbericht.
Großes Haupiquartier, 7. März. (Amllich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprechlk.

Nordweſtlich von Digmuden brachten Sturmabkeilungen von
einem Angriff gegen zwei velgiſche Gehöfie drei Offiziere, 114 Mann
und einige Maſchinengewehre ein. Die Ariillerietätigkeit leble in vielenauf. Meßeſag wurden engliſche Erkundungsoorſtöße abge

wieſen.
Heeresgruppe Deulſcher Kronprinz.

Die franzöſiſche Acrlillerie entwickelle an vielen Stellen der Front
rege Tätigkeit. Rordweſtlich von Avocourl drangen Stoßtrupys lief
in die franzöſiſchen Slellungen ein und kehrien nach hefligem Kampf und
nach Zerſtörung zahlreicher Unlerſtände mit 27 Gefangenen zuröck.

Luftkampf wurden ru 19 feindli euge und zweiFeſſeiballons abgeſchoſſen. ne 9e FSiugherge 4
Haupkmann Ritter von Tulſchek errang ſeinen 26. Lufiſieg. Durch

Bombenabwurf engliſcher Flieger auf ein Lazarett in Tourcoing
wurden zahlreiche franzöſiſche Einwohner gelötet.

Von den andern Kriegsſchauplätzen nichts Neues.
Der Erſte Generalquarſiermeiſter. Ludendorff.

geteilt. Es handelt ſich um eine an ſich geringe Nebeneinnahme der
Eiſenbahnverwaltung. Für ſeine Unterſtellung, daß die Künſtler aus-
gebeutet würden, hat Herr Leinert nicht die geringſte Grundlage. Der
Abgeordnete Macco ſprach von dem zögernden erhalten der Eiſen
bahnverwaltung bei der Einführung neuer Erfindungen. Alle Erfin
dungen bedürfen aber bei der Eiſenbahnverwaltung jahrelanger Prü-
fungen, um Mißerfolge zu vermeiden. Wir können nur ſolche Ein
richtungen treffen, von denen ein ſicherer Nutzen zu erwarten iſt.

Abg. Lippmann (Fortſchr. Vp.) fordert rechtzeitige und auskömmliche
Penſionierung der im Feldeiſenbahndienſt invalide gewordenen Eiſen
bahner. Die Behauptung des Herrn v. Woyna, in Preußen herrſche
heute der breite Mittelſtard, können wir nicht ernſt nehmen. Oder
rechnet ſich Herr v. Woyna ſelbſt zum Mittelſtand? (Heiterkeit links.)

Es folgt die Beſprechung über die
Beamlen- und Arbeiterfragen.

Abg. Schmidt Conz (Zentr.) empfiehlt, daß die Eiſenbahnverwaltung
ſelbſt Güter erwerben möge, um die Ernährung der Eiſenbahner ſicher
zu ſtellen, und erörtert eine große Anzahl von einzelnen Beamten und
Arbeiterfragen. Den Arbeiterausſchüſſen werde von den unteren Ver
e rorganen häufig noch nicht das genügende Verſtändnis entgegen
gebracht.

Abg. Wagner (Freikonſ.) wendet ſich gegen einige Petitionen, die
die Abſchaffung des Akkordſyſtems verlangen, und betont demgegenüber
die Notwendigkeit, dieſe Frage eingehend zu prüfen.

Die Weiterberatung wird hierauf auf Montag 11 Uhr vertagt.
(Außerdem Etat der Handels und Gewerbeverwaltung.)

Schluß: 4 Uhr.

Aus der Partei.
Anabhängige Berbohrtheit.

Der Friedensvertrag mit der Ukraine iſt vom Reichs
tagsausſchuß angenommen worden. Die durch Ueberlaſſung des Gou-
vernements Cholm an die Ukraine ſchwer gekränkten Polen hatten ſich
vor der Abſtimmung entfernt. Gegen den Frieden ſtimmten die
r J eer der Unabhängigen Sozialdemokratie Ledebour und

randes.Die Taktik der Unabhängigen iſt nicht immer leicht verſtändlich
Sie haben gegen die Kriegsgewinnſteuer geſtimmt, durch die das
Reich den Kriegsgewinnern an die 5 Milliarden abnimmt und haben
dagegen geſtimmt, als man Schutzmaßregeln dagegen traf, daß die

ſich durch Verſchleppung ihrer Vermögen ins Ausland
der Steuer entziehen. ie haben gegen die Verbeſſerung des Ge
werkſchaftsrechts und gegen die Friedensreſolution vom 19. Juli ge
ſtimmt. Sie haben gegen die Aufhebung des Artikels 9 geſtimmt,
der in der verbietet, daß ein Abgeordneter zugleich
Miniſter und Mitglied des Bundesrats ſei; ſie haben damit den Anfang
einer Parlamentariſierung abgelehnt. Auch gegen die Aufhebung
der r Zenſur haben die Unabhängigen ihre Stimme abgegeben.
Daß ſie auch gegen den erſten Frieden, der in dieſem
fürchterlichen Völkermorden möglich war, ſtimmen werden, dieſen Ult

ten ihnen ſelbſt ihre Gegner nicht zugetraut. Lieber gar keinen
rieden, als einen Frieden, der Deutſchland einen wirtſchaftlichen Vor

leil bringt. Das ſcheint ihr „Prinzip“ zu ſein.
7

Mehring über bürgerliche Demokraten.
Im Jahre 1911 ſtimmte die Sozialdemokratiſche Fraktion für das

elſaßiothringiſche Wahlgeſetz, obwohl es neben dem allgemeinen Wahl
recht auch eine „Erſte Kammer“ brachte. Wie bei jeder politiſchen Tat

e bürgerlichen Demokraten i „ſchwerwiegenden Bedenken“.
a ſchrieb Mehring in zutreffender ſe:

Faſt noch bezeichnender als ihre (der Junker) Haltung, iſt die
Haltung der anderthalb bürgerlichen Demokraten, die es in Deutſchland gibt Sowohl Herr Breitſcheid im Freien Volk, wie Herr

o. Gerlach in der Welt am Montag legen ihre Stirne in ſtaats-
män Runzeln über die ſozialdemokratiſche Taktik in der elſaß-
lothringiſchen Frage. Es iſt die alte Geſchichte: wird der Philiſler
einmal radial, ſo will er gleich alles verungenſeren.

Stimmt auch heute nochl Aber nicht nur bei Breitſcheid undAusſchuß haben wir davon keine Kenntnis gegeben, weil man das
nicht verlangt hat. Sonſt hätten wir den Vertrag ohne weiteres mit

Zur deufgehen Landung u e Aſo er Ferro

ins Leben gerufen.
der Elektrotechnik angehören.

Soziales.
Zuſammenſchluß des Anternehmertums.

In Berlin wurde der ZFenkraloerband der Deutſchen Elektrotechnit
Dem Verbande ſollen alle fabrizierenden Firmen

Eine einheitliche Vertretung der wirt-
ftlichen Intereſſen der deutſchen Elektrotechnik beſtand bisher nicht.

ährend des Krieges war eine loſe Vereinigung in dem Kriegsaus
ſchuß der deutſchen Elektrotechnik gebildet worden, die nun im Zentral-
verband eine dauernde Form gefunden hat. Am 21. März findet auf
Einladung des Zentralverbandes deutſcher Zigarrenfabrikanten in Ber-
lin eine Konferenz ſämtlicher Verbände des Tabakgewerbes zwecks
Gründung eines Tabak-Induſtrierats ſtatt. Es ſollen durch die Bil-
dung der Kartellvereinigung vornehmlich die Mittelſtandsintereſſen im
Tabakgewerbe gefördert werden.

Letzte Nachrichten.
Baſel, 8. März. Der Vatikan ſoll ſich, nach einer Meldung

des Matin, bei einem neuerlichen Vermittlungsverſuch anf die Er
klärungen Hertlings, die von Wilſon angekündigten Grundſätze an
erkennend, ſtützen. Er verſuchte bereit, mit gewiſſen Kriegführen-
den, beſonders den Vereinigten Staaten, Fühlung zu nehmen.

Genf, 7. März. Dem Echo de Paris r teht eine Kongreß-
botſchaft Wilſons über den ruſſiſchen Frieden unmittel-
bar bevor.

Genf, 7. März. Petit Pariſien meldet aus Waſhington, in
den Beziehungen zwiſchen Mexiko und Amerika ſei eine neue
Spannung eingetreten, die auf das Anwachſen des veutſchen Ein

fluſſes auf Carranza ſei.Haag, 7. März. Das Miniſterium des Aeußern teilt mit, daß
die deutſche w der Hilfskommiſſion für Belgien den durch
den Angriff eines UBootes auf den niederländiſchen Dampfer
„Rijndijk“ im April 1916 verurſachten Schaden vergütet hat.
Der an dem Schiffe ſelbſt angerichtete Schaden i bereits frſiher von
ihr erſetzt worden.

Vern, 7. März. Wie Pariſer Zeitungen melden, wird die Ver-
handlung gegen den Mörder von Jaures, Villain, am
26. März vor dem Schwurgericht des Sernedepartements ſtatt
finden.

Lehte Lokal und provinznacheichten.

Halle, 8. März 1918.
Keine Stadtverordnetenſitzung. Montag, 11. März, findet eine

Sitzung der Stadtverordneten nicht ſtatt.
Hilde Wörner, die junge Soubrette des Berliner Theaters,

der ſieue Stern der Oliver-Film G. m. b. H., die in eigens für ſie
geſchriebenen Luſtſpielen und Dramen die weiblichen Hauptrollen
ſpieit, wird in der kommenden Woche im U. T. Lichtſpielhaus in
der Leipziger Straße ihren Einzug halten. Schon jetzt ſei auf die
gefeierte Künſtlerin, der ein guter Ruf vorausgeht, hingewieſen,

ArbeiterSekretariat, Halle (Saale).
Jm Hauſe der Gewerkſchaften, Harz 42/44, Zimmer 5 bis 7.

Sprechſtunden nur wochentags von 11--1 Uhr und abends
von 5-8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags geſchloſſen.

BeeStädtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Kartoffeln. Jn der Woche vom 11.--17. März werden 7 Pfund

ro Perſon ausgegeben auf Abſchnitt 12 der Kartoffelkarten.
ußerdem gelangt in nächſter Woche Pfund Marmelade

und Pfund Grieß zum Verkauf.
Raſſe ger Sonnabend, vormittag von 8-1 Uhr:

Nr. 36 001-—63 000 der Lebensmittelſcheine in der Talamt-
ſchule. Jede Perſon Pfund zum Preiſe von 75 Pfennig.

Heringe. Der Verkauf am Sonnabend wird von 8-1 Uhr fort-
eſetzt. Nr. 56001-63 000 der Lebensmittelſcheine in der
alamtſchule. Jede Perſon etwa 110 Gramm zum Preiſe

von 25 Pfg.
Grüne Heringe. Sonnabend früh in den einſchlägigen Geſchäften

auf Abſchnitt 137 des Warenbezugsſcheines 13 jede Perſon
etwa Pfd., auf die Lebensmittelſcheine Nr. 10 501-15 000
und Nr. 59501--63000.

Berichtigung. Der in der geſtrigen Veröffentlichung mitge
teilte Verkauf von Räucherheringen iſt ein Jrrtum. Nicht um
Räucherheringe handelt es ſich, ſondern, wie uns der Magiſtrat
heute berichtigend mittelt, um Kräuterheringe. Sie gelangen
zum Preiſe von 80 Pf. pro Pfund zum Verkauf.

Zur Konfirmation
Uhren, Gold- und Silberwaren

am beſten und äußerſt preiswert bei
Amand Weiß, Halle, Kleinſchmieden 6,

gegenüber Alex Mlechel.

Gerlach!
J

Eigene Reparaturwerkſtätte.
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Bekanntmachung.
e Kapitulation zur Maſchiniſtenlaufbahn bei den

Werft-Diviſionen und dem Maſchinenperſonal der Tor
r der Kaiſerlich Deutſchen Marine werden
nach der Marineordnung auch Seedampfſchiffsmaſchiniſten
IV. Klaſſe und ſolche zugelaſſen, die eine drei-Ehi e Lehr- oder Arbeitszeit als Maſchinenbauer,

loſſer, Kupferſchmied, Elektrotechniker, Mechaniker oder
in ähnlichen Handwerken nachweiſen können, wenn dieſe
Anwärter entweder eine Eintrittsprüfung beſtehen oder
entſprechende Schulzeugniſſe vorlegen. Bei den König-
lichen Seemaſchiniſtenſchulen in Flensburg und Stettin
ſind Vorbereitungskurſe für den Eintritt als Maſchiniſten-
anwärter in die Kaiſerliche Marine eingerichtet worden.
Am Schluſſe der Kurſe werden Prüfungen abgehalten
und darüber Schulzeugniſſe ausgeſtellt. Der Herr Staats-
ſekretär des Reichsmarineamts hat die auf Grund der
Schlußprüfung ausgeſtellten Zeugniſſe mit der erwähnten
Eintrittsprüfung als gleichwertig anerkannt.

Die Kurſe, die eine Dauer von acht Wochen haben
und das Penſum der Maſchiniſten III. Klaſſe unter Hin
zurechnung des Zeichenunterrichts umfaſſen, beginnen all-
jährlich in Flensburg am 10. April und 20. Oktober und
in Stettin am 5. Januar und 15. Juni. Das Schulgeld
beträgt 30 M., die Prüfungsgebühr 5 M.

Vorſtehende Bekanntmachung wird hiermit zur öffent-
lichen Kenntnis gebracht.

Halle, den 2. März 1918.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften,

welche Kundenliſten eingereicht haben, werden aufgefordert,
Freitag, den 8., Sonnabend, den 9. und Montag, den
11. März 1918, bei den von ihnen gewählten Großfirmen,
die in nächſter Woche zum Verkauf gelangende Marme-
lade abzuholen.

Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs erfolgt
ſpäter.

Halle, den 7. März 1918.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Die für Wachthunde und ſonſtige zum Gewerbe
betriebe unentbehrliche Hunde bewilligte Steuerfreiheit
läuft mit dem 31. März d. J. ab.

Wird weitere Steuerfreiheit beanſprucht, ſo iſt vor
Ablauf dieſer Zeit ein neuer ſchriftlicher Antrag zu
ſtellen, andernfalls die Steuer für das erſte Halbjahr
des neuen Steuerjahres ſelbſt dann zu zahlen iſt, wenn
der Anſpruch auf Steuerfreiheit an ſich begründet iſt.

Halle, am 2. März 1918.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Auf Grund des S 9b des Geſetzes über den Be-

lagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 beſtimme ich, in
Erweiterung der Bekanntmachung des Kommandierenden
Generals IV. Armeekorps vom 31. Juli 1914, Ziffer e,
für den Bereich des IV. Armeekorps folgendes:

Die Verbreitung, von Druckſchriften oder anderen
Schriften oder Bildwerken, die einen anderen Jnhalt
haben, als Ankündigungen über genehmigte Verſamm-
lungen, über geſtohlene, verlorene oder gefundene Sachen,
über Verkäufe oder andere Nachrichten über den gewerb-
lichen Verkehr (abgeſehen von den regelmäßig erſcheinen-
den Zeitſchriften, Zeitungen und den von dieſen aus
gegebenen Extrablättern, für welche beſondere Beſtim-
mungen beſtehen) durch Verteilen, Ausrufen, Verkaufen,
Anheften, Anſchlagen oder auf andere Weiſe ausge-
nommen in offenen Verkaufsſtellen iſt nur mit Ge-
nehmigung der zuſtändigen Ortspolizeibehörde geſtattet.

Falls dieſe Genehmigung erfolgt iſt, hat jedes Stück
der Druckſchrift den Vermerk zu tragen:

Verbreitung polizeilich genehmigt.“
Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu

1 Jahr beſtraft.
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündigung in

Kraft.
Magdeburg, am 2. Auguſt 1915.

Der ſtellvertretende Kommandierende General des
IV. Armeekorps

gez. Frhr. v. Lyncker,
General der Jnfanterie,

à la suite des Luftſchiffer-Bataillons Nr. 2.
Stellv. Generalkommando IV. A.-K.

Abt. Ic Nr. 46902 695.

Bekanntmachung.
Freibank- Verkauf.

Zum Freibank-Verkauf am 9. März 1918 werdendie Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen:
Um 7 Uhr Nr. 8301--8420, um 12 Uhr Nr. 8901--9020,

s „38421- 8540. i. 9021--9140,
9 „s8541 86660, 212 9141.- 9260,
10 n 866187809, 3 9261--9350.e I1 S8761 8900,
Halle, am 7. März 1918.

Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Durch Verfügung des Herrn Regierungspräſidenten

in Merſeburg vom 6. Februar 1918 Ib 469/18 iſt im
Einverſtändnis mit der Königl. Eiſenbahndirektion zu
Halle angeordnet worden, daß die nach S 12 der Polizei-
verordnung vom 30. März 1908 mögliche und bisher
nur im beſchränkten Maße zugelaſſene Ausnahme von
der Beſtimmung:

„daß über die für die Beſetzung der Jnnen- und
Außenplätze der Straßenbahnwagen feſtgeſtellte
Normalzahl hinaus weitere Per onen nicht auf-

genommen werden dürfen,“
in folgender Weiſe erweitert wird:

Für die Zeit des Krieges iſt die Aufnahme von
11 Perſonen (5 im Wageninnern und je 3 auf den beiden

Plattformen) bei den großen Motorwagen der
Straßenbahn,

9 Perſonen (5 im Wageninnern und je 2 auf den beiden
lattformen) bei den großen Motorwagen der
tadtbahn,

7 Perſonen (3 im Wageninnern und je 2 auf den beiden
bei den kleinen Motorwagen beider

nen,
8 Perſonen (3 im Wageninnern und je 2 auf der vor-

deren, 3 auf der hinteren Plattform bei den An-
hängewagen der Straßenbahn und großen Sommer-
wagen und geſchloſſenen Anhängewagen der Stadt-

n,10 Perſpnen (3 im Wageninnern und je 3 auf der vor-

deren, 4 auf der hinteren Plattform) bei den kleinen
Sommeranhängewagen der Stadtbahn,

Bisheri läſſt ſtbeſetze

S Steh- teS z pigte e Page piate
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Mit den:
großen Motorwagen

der Straßenbahn 24 9 9 42 24 5 12 12 53
großen Motorwagen

der Stadtbahn 24 10 10 44 24 5 12 12 53
kleinen Motorwagen

der Straßenbahn 16 6 6 28 16 3 88 35
kleinen Motorwagen dder Stadtbahn 18 8 834 18 3 10 10 41
Anhängewagen derSugſenbehn, 18 8 7 33 18 3 10 10 41
geſchloſſ. Anhänge-

wagen d. Stadtbahn 14 7 6 27 14 3 9 9 35
großen Sommer-An-

ängewagen der
Sta-tbahn 18 8 7 33 18 3 10 10 41

kleinen Sommer-An-
hängewagen der
Stadtbahn I 16] 6 527 16 3 9 37

Die Verfügung tritt vom Montag, dem 11. März an
in Wirkſamkeit.

Die Polizeiverwaltung wird mit allem Nachdruck auf
Beachtung der neuen5Höchſtbeförderungszahlen halten und
gegen Perſonen, die den Beſtimmungen zuwiderhandeln,
einſchreiten. Das Publikum wird im Jntereſſe der öffent-
lichen Sicherheit eindringlich erſucht, Ueberſchreitungen
rer höckhſtzuläſſigen Beſetzung der Straßenbahnwagen zu
vermeiden und den entſprechenden Anordnungen der Bahn-

bevienſteten Folge zu leiſten.
Halle, am 7. März 1918.,

Der Magiſtrat.

Lumpen, Knochen,
Eisen, Metalſe, Papier
kauft

e

GerchſtzVerlegung
Am Freitag, dem 8. März

ine emeines nach der Große Ulrichstr. 27
verlegten Geschäftes.

Otto Gottschalk

Feinkost o Butter
Große Ulrichstraße 27. e

preiswert
im Kanufhanus
H. Elkan, Wiweiger

1504

Alte, abgeſpielte an511] zerbrochene v
kaDRwbghon Pattöf

kauft t tPreiſen dhue Cegedtant

Gustav Uhlig
Uhren u. Muſikwerke,
untere Leipziger Str.

Sonntag geöffnet von 30 bis
9,30 Uhr vorm. und mittags

von 11,30 bis 1,30 Uhr.

AKlchen-klprihtungen

in groß. Auswahl, empfiehlt497] D. Schumann, vſt 5

Landwehrſtraße 21.

e
buchhapcdlung der“oootinme

Fernsprecher 5407 IIA I. I.E är. Ulrichstraße 27
MEMMECCWCCDEEEDDBEODEEEEEEBMMEMGEE:EX:BEE:LNB

Empfehlenswerte Schriften belehren-
den und unterhaltenden Charakters:

Die Gleichheit
Einzelnummer

Zeitschrift zur Verfechtung der In-
teressen der schaffenden

Wochenschrift, enthaltendln freien Stunclen spannende Romane und in-

teressante Erzählungen für jede Arbeiterfamilie. Wöchentlich

eine Nummer zum Preise von 15 Pf.
Der Wahre Jaco

Nummer

Illustrierte politisch-satirische
Wochenschrift, die irre

15 Pf.e I 7 7 I
Berliner Illustrierte Zeitung

Einzelnummer 10 Pf.Arbeiter Gesundheits Bibliothek
herausgegeben unter Leitung von Dr. med. Zadek. Ca. 50 ver-

schiedene Bändchen 20 Pf.v l e 7 e a 7 e w. I à
Dokumente zum Veltkrieg

Bearbeitet von Eduard Bernstein

Reichhaltige Roman-Bibliothek
der beliebtesten Autoren.

Für die Schneiderei:
Modenzeitung Frauenzeitung Praktische Damenmode
Hausschneiderei/Sonntagszeltung/Deutsche Modenzeitung e

Dieſe Frage hat Genoſſe Eduard David in einer
vor dem holländiſchſkandinaviſchen Friedens
komitee in Stockholm am 6. Juli 1917 gehaltenen
Rede beantwortet. Dieſe Rede iſt unter vorſtehen
dem Titel ſoeben in unſerem Verlag in Druck
m Aus dem Jnhalt heben wir hervor:Die imperialiſtiſchen Vrundurſa en. Die
Entente als ndikat. Die Politikder Zentralmächte. Die Einkreiſung Deutſch
lands. Die Größe der Gefahr für Deutſch
land. Der Ausbruch der Kriſis uſw.

Die Broſchüre iſt auch durch jede Buchhandlung
zu beziehen. Der Preis heträat 1. M.

Zu beziehen durch die
buchhondlung Volkssfimme, Br. Urichstr. 37

299909000000090000000000000000000000

S. H. Schönbach,
Ratskellergebäude Schmeerſtraße 1.

Habe dieſe Woche einen Waggon Steingutgeſchirre
und einen Waggon Tonwaren erhalten u. empfehle:

Einmachebüchsen, Einmachetöpfe,

Ruchenformen, Milchsatten, Schüsseln,

Milchtöpte, Schmortöpfe mit Deckel,
Kaninchentröge, Hachtgeschirre,
Waschservice, Küchengarnituren,

Teller, weiß und blau,
Satz Schüsseln, weiß und fardig.

Ferner:
Raffeemühlen, Wirtschaftswagen,

Eleischwölfe, Raffeebrenner, Rartoffel-
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Alte Promenade tſta Leipziger Straße 88
Fernruf 5738. Fernruf 1224.cCchlhuDDDDCCDDDGCCCODDDDDDDDDDEEEZScccCDCCCODEE

Ab Freitag, den 8. März:

n liht un FinsternisDie Spur der Lebensdrama in 4 Akten.

ersten Liebe. ln tpas Lebens einer Treutosen de Wörner und le0 erbet
1in:baronin kanneringhet

lrmas Ehekontrakte.
Lustspiel in 3 Akten.Lustspiel in 3 Akten.

den Thalia-Sälen: Deutſcher

T

pressen, Reibemaschinen,

weisse Emaille-Fimer mit Dechel 3 H.

99990000000000900000900004000000

nnd

Wachstuchreste
verkauft billig

J. Sternlieht
Alter Markt 11.

Aachenerdalkobidungoverein halle.
onnab., 9. März, 71 Uhr in

Tondichterabend, ausgeführt

L I. I. L. L. L.Die Internationalität und der Krieg
von Karl Kautsky Preis 20 Pf.

Die Glocke
öozialiſtiſth. Wochenſchan

Elſaß-Pothringen und die ozialdemokratie e h F.
von Hermann Wendel Preis 40 Pf. rm jahre 356 rieb

Zu haben in der

Buchhandlung Volksſtimme, Halle
Gr. Ulrichſtraße 27.

empfiehlt die
Buchhölg. volksſtimme,

halle, Gr. Ulrichſtr. 27.
über die feſtgeſetzte Normalzahl hinaus zuläſſig.

s können demnach befördert werden:

7 Mitgl. 30 Pf., Gäſte 1 M., im

Sonnabend, 9. März 1918nachmittags 31 Ahr:

Schülervorſtellung
zu ermäßigten Preiſen

Die Geſchwiſter,

v. Heydrich-Konſervatorium.

Vorverk. 80Pf., Ritterflügel.

Stadtb Schauſpiel von Goethe.ad.Haarpflegeraum, Der zerbrochene Rrug
Kopfwösche, Krauter- n von Kleiſt.

behandlung, [243 bends 8 Uhr:
Sinfonie- Konzert.Fgapa-lassage tung

Gesichtsdsmpibader, Profeſſor Alfr. Rahlwes.
Dampf- und Fußbäder, g. Trompeter

Fußpfiege. von Säkkingen, abends:
Die toten Augen.
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 57. Halle, Freitag den 5. März 1918. 2. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, 8. März 1918.

Streik und Wahlrecht.
Ein miniſterieller Erlaß an die Regierungs

präſidenten.
Als eine Wirkung der jüngſten Streikbewegung und der damit

in der Oeffentlichkeit verbundenen Erörterungen ſtellt ſich ein Er
laß des Miniſters des Jnnern an die Regierungspräſidenten dar,
den auffälligerweiſe die Rheiniſch-Weſtfäliſche Zeitung zuerſt zu
veröffentlichen in der Lage iſt. Wir geben nachſtehend den in jeder
Beziehung bedeutungsvollen Erlaß, der den unbedingten Willen
der preußiſchen Staatsregierung zur „veſtloſen Einlöſung“ des
Wahlrechtserlaſſes vom 11. Juli vorigen Jahres ausſpricht, im
Wortlaut wieder. Er beſagt folgendes:

„Jn letzter Zeit hat in weiteren Kreiſen der Bevölkerung
anſcheinend die Meinung Raum gewonnen, es ſei der Staats-
regierung nicht voller, nicht eindringlicher Ernſt mit
der Ausführung des Allerhöchſten Erlaſſes vom 11. Juli 1917,
der die Einführung des gleichen Wahlrechts in Preußen in Aus-
ſicht geſtellt hat. Dieſe in jeder Beziehung irrige Meinung hat
beſonders in der Arbeiterſchaft Verbreitung gefunden und dort
eine begreifliche Erregung erweckt, deren ſich die verbreche-
riſchen Elemente bedienen konnten, die den vergeblichen Verſuch
unternahmen, in einzelnen Städten der Monarchie Streik-
bewegungen, insbeſondere in unſerer Rüſtungsinduſtrie, in
Gang zu bringen. Die überwältigende Mehrheit der Arbeiter-
ſchaft hat ſich in der Erfüllung ihrer Pflicht nicht irre machen
laſſen, hat keine Neigung gezeigt, ſich aus Gründen innerpoli-
tiſcher Beunruhigung an dem landesverräteriſchen Treiben, als
das ſich Arbeitseinſtellungen während der Kriegszeit darſtellen,
zu beteiligen. Es iſt damit zu rechnen, daß das gegen den vor
behaltloſen Reformwillen der Staatsregierung geweckte Miß-
trauen an Ausdehnung zunimmt, wenn ihm nicht ent-
gegengewirkt wird, daß diejenigen, die in Streikbewegungen ge
eignete Mittel zur Durchſetzung ihrer beſonderen politiſchen
Pläne erblicken, das vorhandene Mißtrauen ausnutzen uns es
zu ſteigern verſuchen werden.

Bei der entſcheidenden kriegspolitiſchen Bedeutung, die die
preußiſche Wahlrechtsvorhage gewonnen hat, muß ich mit Nach-
druck fordern, daß die mir nachgenrdneten Dienſtſtellen die Politik
der Staatsregierung unbedingt nach außen hin vertreten. Jns-
beſondere erwarte ich von den Herren Regierungspräſidenten,
daß ſie, wo immer ſich Gelegenheit bietet, mit aller Entſchieden-
heit betonen, daß die Staatsregierung mit unverminderter Ent-
ſchloſſenheit auf der Ausführung des Allerhöchſten Erlaſſes vom
11. Juli 1917 beharrt, daß ſie feſthält an ihrer wiederholt ge
gebenen Erklärung, an der Einführung des gleichen Wahlrechts
alle verfaſſungsgemäß zuläſſigen Mittel zu ſetzen. Es trifft nicht
zu, daß die durch nichts zu rechtfertigende Haltung der Leitungen

ider ſozialdemokratiſchen Parteien anläßlich der Groß- Berliner
Streikbewegung, die Staatsregierung irgendwie an ihrem Re
formwillen irre gemacht hätte. Jede in dieſer Richtung zielende
Behauptung widerſpricht der Wahrheit. Die Staatsregierung
verſteht die Einführung des gleichen Wahlrechts nicht als eine
Maßnahme, für deren Durchführung das Wohlverhalten der
ſozialdemokratiſchen Partei maßgebend iſt, ſondern als die
innerpolitiſche Konſequenz, die ſich aus der opfer-
freudigen, treuen und geduldigen Haltung des ge-
ſamten Volkes während der ſchweren Jahre der Not er-
geben hat. Die Staatsregierung erkennt in keiner Weiſe an,
daß durch die letzte Streikbewegung das Vertrauen in der Ar-
beiterſchaft, das ſie gerade mit der Wahlrechtsvorlage bekundet
hat, eine Erſchütterung erfahren hat, im Gegenteil erkennt ſie in
der patriotiſchen, pflichtbewußten Haltung der überwältigenden
Mehrheit der deutſchen Arbeiterſchaft während des Streiks eine
Beſtätigung ihres Vertrauens.

Mit dem Wahlrechtserlaß vom 11. Juli 1917 hat ſich Seine
Majeſtätv der König ſelbſt gegenüber den breiten Volks
maſſen verbindlich gemacht und die Staagtsregierung, mit ihr
alle ihre Organe, haben es als oberſte Pflicht des königlichen
Dienſtes anzuſehen, die Verbindlichkeit des Königs zu reſtloſer
Einlöſung zu bringen.

Ju dieſem Sinne erſuche ich die Herren Regierungspräſi-
denten, die Anſichten der Staatsregierung zu

vertreten und die nachgeordneten Dienſtſtellen mit geeig
neten Anweiſungen zu verſehen.“

Jm ganzen preußiſchen Volk wird dieſes männliche, ent-
ſchiedene Eintreten des Miniſters Dr. Drews für das gleiche Wahl
recht den beſten Eindruck machen. Auch die Wahlrechtsgegner
wiſſen nun, daß es für die Regierung kein Zurück mehr gibt. Sie
werden aus dieſer klaren Tatſache die Konſequenzen zu ziehen
haben.

Vahrungsmittelſchwindel.
Das Nahrungmittel-Unterſuchungsamt Al-

tenburg (S.-A.) hat eine neue Liſte ſogenannter Nahrungsmittel
herausgegeben, die ſich bei der Unterſuchung als größte Schtwinde-
leien ergaben. Zu allgemeinem Nutz und Frommen ſeien dieſe
„Nahrungsmittel“ nachſtehend mitgeteilt:

„„Bengers Makronen-Backpulver“ von Adolf Benger, Berlin
W 35, iſt unzuläſſigerweiſe mit ſchwefelſauren Salzen und über
45 Prozent Kreidepulver hergeſtellt.

„Omelett-Eierkuchen- und Krapfen- Pulver von E. Proſchaska,
Dresden-A., iſt eine Miſchung, die neben wenig Eiweißſtoffen
53 Prozent wertloſes Kreidepulver, 23 Prozent doppeltkohlenſaures
Natron, 10 Prozent Salz und künſtlichem Farbſtoff enthält. Mit
dem Erzeugnis kann man nicht, wie auf der Verpackung irre-
führend behauptet wird, „6 Stück delikate Eierkuchen“ herſtellen.

„Gregors Eierkuchen-Backpulver“, von Bruno Gregor, Leipzig,
iſt gar bein Backpulver, ſondern lediglich gelbgefärbtes, doppelt-
kohlenſaures Natron. Aber trotzdem kann man daraus, wenigſtens
nach Angabe des Herſtellers, ohne Zuhilfenahme von Eiern, 8 Stück
Eierkuchen herſtellen

„Vanillin-Aroma, zum Backen, Marke Golda“, Herſteller Gold
berger u. Co., Charlottenburg 4, iſt eines jener ſchlechten, lediglich
aus Kreide und wenig Vanillin beſtehenden Vanillinpulver.
15 Gramm koſten noch dazu 15 Pf.

„Apis Pudding-Aroma“ der Nährmittelfabrik Apis, Namslau,
iſt mit Teerfarbſtoff verſetztes Salz und kaum wahrnehmbarem
Aroma. Der Herſteller behauptet zwar auf der Verpackung, daß
das Erzeugnis außerdem noch Milch-Eiweiß, doppelttkohlenſauves
Natron, als Bindemittel (!7) kohlenſauren Kalk (Kreide) und
Pflanzenfarbftoff enthalte; doch waren dieſe Stoffe nicht vor
handen. Gefärbtes Salz iſt jedenfalls ein merkwürdiger Pudding-
zuſatz. 10 Gramm des praktiſch wertloſen Erzeugniſſes koſten zu-
dem 10 Pf., das Pfund alſo 5 M.

„Mandel-Aroma“ von BVohriſch u. Hirche, Berlin-Schöneberg,
„Pudding-Aroma“ von Max Lippſtreu u. Co., Berlin W 35, „Rote-
Grütze-Aroma“ der Nährmittelfabrik Möckern, Bezirk Magdeburg,
waren übereinſtimmend mit Teerfarbſtoff gefärbte Kreidepulver,
ohne oder mit kaum wahrnehmharem Aroma. Die geforderten
Preiſe von 15 Pf. für 15 Gramm, 15 Pf. für 10 Gramm und
15 Pf. für 5 Gramm entſprechen dem wahren Werte der Ware
auch nicht im entfernteſten.

„Vanillin-Sauce-Pulver“ von Max Lippſtreu K Co., iſt kaum
nach Vanillin duftendes Maismehl. 8 Gramm koſten 15 Pf., das
Pfund Maismehl mit Spuren Vanillin alfo „nur“ 9.35 M.

„Ei-Sparpulver“, Otto Haberlands Nachf., Erfurt, war weiter
nichts als ein gelkgefärbtes Backpulver. Seinen Namen trägt es nach
Angabe des Herſtellers deshalb, weil es „aus feinften, teiglockernden
Stoffen“ (nömlich Backpulver) und aus „eigelbem künſtlichem Teer)
Farbſtoff“ beſteht.

„Cewee-Ei-Erſatzpulver“, die „Krone“ (!7) aller Ei-Erſatz-
Pulver, von Johanns Fahſel, Hamburg, Große Allee 41, enthält
(mehr der Form halber) 1 Prozent Eiweißſtoffe, beſteht aber im
übrigen aus einer mit Teerfarbſtoff verſetzten Miſchung von rund
80 Teilen doppeltkohlenſaurem Natron mit 20 Teilen Schlämm-
kreide. „Einmal probiert, immer gebraucht“ behauptet der
Hevſteller.

„Eier-Sparpulver Tuck-Tuck“, Nährmittelfabrik Heinrich Gaſt,
Bad Salzuflen, iſt eine gelbgefärbte Miſchung annähernd gleicher
Teile Backpulver mit Maisgrieß. 20 Gramm koſten 20 Pf., das
Pfund alſo 5 M.

„Pudding Extra Paris Or, Vanille“ und „La Roſe Pudding“,
nennen ſich angeblich ausländiſche Puddingpulver, die durchſchnittlich
15 Gramm gelbgefärbtes Kartoffelmehl ohne merklichen Vanillin-
duft enthalten, und mit denen man narh der angegebenen Vorſchrift
(mit 3 Liter Milch) keinen ſchnittfeſten Puddiny, ſondern nur eine
halbflüſſige Maſſe herſtellen kann. Preis 70—-75 Pf., der den wahren
Wert um mindeſtens das 10fache überſchreitet! Das „LaRoſe“
Puddingpulver iſt bereits vom Handel ausgeſchloſſen.

„Fructo Gelee-Speiſe, Himbeergeſchmack“, Herſteller H. C.
Graeve, Berlin W 57. Eine Faltſchachtel umſchloß 16 Gramm mfè
Teerfarbſtoff verſetztes Leimpulver, ohne Himbeergeruch und ge
ſchinack. Preis 45 Pf. oder das Pfund 15 M.

„T. O. W. GulaſchBratenSoſe“ der Sächſiſchen Genußmittel
Jnduſtrie, iſt eine gewürzte, künſtlich gefärbte Mehlmiſchung, die
37 Prozent Salz enthält.

„SpeiſegewürzMiſchung“, hergeſtellt aus Speiſeſalz und Pfeffer
geſtreckt. Fritz Arndt, Cottbus. Die „Gewürz“Miſchung enthält
rund 70 Prozent Salz. Auf der Packung ſind die Worte „Pfeffer
geſtkeckt“ durch Fett- und Sperrdruck ſo hervorgehoben, daß man zu
nächſt annehmen muß, es handle ſich um geſtreckten Pfeffer. Pfeffer
kann in der ſogenannten Speiſegewürzmiſchung wenn überhaupt,
dann nur in derart „geſtrecktem“ Zuſtand vorhanden ſein, daß er
überhaupt nicht mehr nachzuweiſen iſt! 15 Gramm koſten 25 Pf.,
das Pfund alſo 8.33 M.

Der Haus und Grundbeſitzer- Verein hat am Mittwoch ſeine
Generalverſammlung abgehalten. Zunächſt gab der Vorſitzende, Stadt
rat Gygas, einen kurzen Rückblick über das verfloſſene Jahr. Er bat
die Mitglieder um rege Mitarbeit im laufenden Jahre, nicht nur im
Vereinsintereſſe, ſondern auch zum Wohle der Bürgerſchaft. Es gelte
vor allem, den heimkehrenden Kriegern dadurch Dank abzuſtatten, daß
die Hausbeſitzer ihnen Wohnungen in behaglichem, wohnbarem Zu-
ſtande zur Verfügung ſtellen. Hierauf erſtattete der Geſchäftsführer des
Vereins, Rentier Blumentritt, den Jahresbericht, dem folgendes entnom
men ſei. Der Hausbeſitzerſtand hat auch im verfloſſenen Jahre viele
unerſetzliche Opfer bringen müſſen. Die neuerdings ergangenen Geſetze
ſind faſt ausnahmslos im wirtſchaftlichen Intereſſe der Mieter erlaſſen
und haben ſchwere wirtſchaftliche Schädigungen der Vermieter zur Folge
gehabt. So iſt beiſpielsweiſe den Hausbeſitzern das Kündigungsrecht,
ſowie das Recht auf Erhöhung des Mietszinſes arg beſchnitten worden.
Die Hypothekenverhältniſſe liegen ebenfalls im Argen, zweite Hypotheken
ſind nicht zu beſchaffen, und Verhandlungen mit dem hieſigen Magiſtrat
wegen Bewilligung von Mitteln für zweite Hypotheken haben bisher
zu keinem greifbaren Ergebnis geführt, wenn auch zu hoffen iſt, daß
die Beſprechungen in Kürze etwas Erſprießliches für den Hausbeſitzer-
ſtand zeitigen werden. Die Verhältniſſe hinſichtlich der leerſtehenden
Wohnungen in unſerer Stadt haben ſich gebeſſert, die leerſtehenden Ge
ſchäftslokale dagegen ſind infolge der ungünſtigen Geſchäftsverhältniſſe
geſtiegen. Jm Laufe des vergangenen Geſchäftsjahres wurden im Ver-
ein mehrere Vorträge gehalten, auch tagte der preußiſche Landesver-
bandstag anfangs des Berichtsjahres in Halle. Jn der Verwaltung der
Geſchäftsſtelle befinden ſich gegenwärtig 560 Hausgrundſtücke mit rund
500 Mietern. Die Mitgliederzahl iſt im Berichtsjahre von 3269 auf
3220 geſunken. An Einnahmen wurden 24 449 07 M. erzielt, die Aus-
gaben betrugen 25 116.11 M. es war ſomit ein Zuſchuß von 667.04 M.
erforderlich. Dem Geſchäftsführer wurde Entlaſtung erteilt. Der
Jahresbericht und der Kaſſenobſchluß ſowie der Voranſchlag ſollen in
Zukunft den Mitgliedern gedruckt vorgelegt werden.

Bund zur Erhallung und Mehrung der deutſchen Volkskraft.
Die Pächter des Landes am „Grünen Weg“ werden gebeten, ſich Sonn
tag, den 10. März, vormittags 10 Uhr, auf dem Acker einzufinden. Es
wird jemand zur Stelle ſein, der die einzelnen Parzellen anweiſt. Lei-
der haben ſich während des Winters die Grenzen zum Teil verwiſcht.
Die Kleinpächter werden gebeten, vier Pfähle mitzubringen. Es
ſind wieder ſämtliche Gemüſeſamen zur Stelle. Bei dieſer Gelegenheit
ſei darauf hingewieſen, daß ſämtliche Mitglieder des Bundes das vor-
treffliche Saatgut unter Vorweiſung einer Beſcheinigung des Landbe-
ſitzes erhalten können.

Veränderungen im Haushalt anmelden. Verſtöße gegen die
Verordnung über die Regelung des Verbrauchs von Brot und Meh!
vom 15. Auguſt 1917 geben der Magiſtrat erneut Veranlaſſung, darauf
hinzuweiſen, daß die Haushaltungsvorſtände verpflichtet ſind, Ver
änderungen in der Kopfzohl der Haushaltungen mündlich oder ſchriftlich
binnen drei Tagen bei der zuſtändigen Marken-Ausgabeſtelle anzu
zeigen. Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre
oder mit Geldſtrafe bis zu 50 000 M. beſtraft.

Der Vertrieb von Sohlenſchonern aus Leder. Die gewerbs
mäßige Herſtellung von Sohlenſchonern und Sohlenbewehrungen aus
Leder iſt vom 1. März an verboten. Verkauft und gewerbsmäßig ver-
wandt dürfen jedoch aus der Zeit vor dem 30. September 1917 ſtam
mende, ganz oder zum Teil aus Leder beſtehende Sohlenſchoner und
Bewehrungen bis zum 31. Mai werden.

Erleichterung der Bezugsſcheinpflicht für Schuhwaren. Wie wir
von unterrichteter Seite erfahren, wird für den Bezug von Schuhwaren
auf Veranlaſſung der neugegründeten Reichsſtelle für Schuhverſorgung
in Kürze eine weſentliche Erleichterung der Bezugsſcheinpflicht erfolgen.
Dieſe ſoll nur noch für Straßenſtiefel von Leder aufrechterhalten werden.

Hans Dampf in allen Gaſſen.
8] Erzählung von Heinrich Zſchokke.

Als der Stadtſchreiber ſeinen Haarzopf in fremder Ge
walt ſah, und ſich durch einen ſchnellen Griff in den Nacken
vom ewigen Verluſt dieſes Kleinods überzeugt hatte, erhob
er jammernd und die Augen voll Tränen die Hände gen
Himmel und rief deſſen rächende Blitze auf das Haupt des
Frevlers herab. Er würde ſich nicht halb ſo ſehr gegrämt
haben, wäre ihm ſtatt des Zopfes der Kopf ſelbſt geſtohlen
worden. Sein Geheul war fo übermenſchlich, daß die ganze
Ratsverſammlung darüber mitten im Kampf erſtarrte, alle
Fehde vergaß und den Unglückſeligen ſchweigend umringte.
Wie man aber wahrnahm, daß ihm weder Arm noch Bein,
ſondern der ohnehin ſtatuten- und amtswidrige Zopf fehlte,
lächelte jader ſchadenfroh, lieferte friedlich die Perücken, wo
ſie liegen mochten, an ihre Behörde und nahm den alten Platz
auf den Ratsbänken ein.

Der Bürgermeiſter ſchüttelte wegen der vorgefallenen
Unordnungen ſehr mißvergnügt das Haupt, welches unter
der ſtruppigen Perrücke einem wahren Meduſen- oder Titus-
haupt ähnlich geworden. Doch derglleichen lebhafte Debatten
gehörten in Lalenburg keineswegs zu den unerhörten Dingen;
daher machte man auch diesmal nicht viel Weſens davaus.
Man erkannte darin nichts, als Aeußerungen bürgerlicher
Freimütigkeit und republikaniſchen unbefangenen Sinnes.
Jeder brachte ſein eigenes Haar zurecht und hielt, was an
den Kleidern zerriſſen ſein mochte, einſtweilen mit den Fin
gern zuſammen. Der Stadtſchreiber legte ſeinen entſeelten
Zopf neben Scherben und Rockknopf auf den Tiſch, ſeine
Tränen ins bunte Schnupftuch drückend. Jeder erwartete
mit neuer Andacht die Vorleſung des fürſtlichen Briefes.
Dieſer war während des Gewühls und Gezerrs in viele
Fetzen zerriſſen worden. Man ſammelte ſorgfältig die zer
ſtreuten Papierſtückchen auf, legte ſie vor den Bürgermeiſter
ehrerbietig hin, und überließ ſeiner Weisheit, daraus das
Uebrige zu erſehen.

Das war nun ſchwer; und ſo manmigfaltig auch die
Stückchen nach allen Richtungen zuſammengelegt wurden,
kam doch nichts ganzes heraus. Man las nur einzelne Worte

Verlegenheit. Dreimal hielt der Bürgermeiſter Umfrage,
was dem Fürſten von Luchſenſtein auf ſein Schreiben geant-
wortet werden müſſe, und dreimal ſchüttelte die erlauchte
Verſammlung den Kopf. Endlich erhob ſich Hans Dampf
und ſchlug vor, Seiner hochfürſtlichen Durchlaucht zu melden,
daß Dero Schreiben richtig und glücklich angekommen und
verloren ſei, daß alſo ein edler und wohlweiſer Magiſtrat
bitten müſſe, Se. Durchlaucht wolle geruhen, noch einmal
zu ſchreiben.

Als dieſer gute Rat allgemein beliebt worden, fing
Mucker, der ſich unterdeſſen noch immer mit Zuſammen-
fügung der Briefſtückchen beſchäftigt hatte, folgende Worte
an aus denſelben abzuleſen: „Fangen Hans Dampf
den Hund tauſend Gulden Preis ſeinen Kopf.“

Jeder horchte mit Erſtaunen auf. „Hier iſt,“ rief der
Stadtſchreiber, „keine Zweideutigkeit. Hans Dampf iſt da
wieder im Spiel und hat einen dummen Streich gemacht,
der vielleicht ganz Lalenburg ins Unglück bringt. Der Fürſt,
wie mirs ſcheint, ſordert, wir ſollen den Hans Dampf fangen.
Er nennt ihn ſelbſt ſchlechtweg nur einen Hund, und ſetzt

einen Preis von tauſend Gulden auf ſeinen Kopf. Es muß
ſich alſo dieſer Hans Dampf wieder einmal ungebeten und
ungerufen in Dinge gemengt haben, die ihn nichts angingen.
Aber mit großen Herren iſt nicht gut Kirſchen eſſen. Mein
unmaßgeblicher Rat wäre: den Angeklagten einſtweilen im
Gefängnis zu verwahren, bis Se. Durchlaucht das zweite
Schreiben überſendet, und dem Fürſten nachträglich zu mel
den, daß der löbliche und wohlweiſe Rat zu aller Satisfak-
tion erbötig ſei, auch den ofterwähnten Hans Dampf der
malen ſchon feſt gemacht habe.“

Der Antrag des Stadtſchreibers ward mit Einhelligkeit
angenommen, ſo ſehr auch Hans dagegen proteſtierte und
verſicherte, er habe mit dem Fürſten von Luchſenſtein nie
Verkehr gehabt. Man berief die Stadtwächter, welche mit
ihren Partiſanen alsbald anrückten. Der Stadt und Platz
major zupfte ſeinen Federbarſch auf dem Hut etwas länger
hervor, ſtellte ſich an die Spitze der Schar und führte den
Verurteilten unter großem Zulauf des Volks ins Staats

gefänanis. pDie Nachricht von der Verhaftung des Staatsbaumeiſters
und vom Zorn des Fürſten von Luchfenſtein, der ihn nur
ſchlechtweg einen Hund genannt, verurſachte in Lalenburg

ein unglaubliches Aufſehen. Jedermann zerbrach ſich den
Kopf darüber, was Hans Dampf verſündigt haben möchte.
Ja, ſo groß war die Beſtürzung, daß man ſogar am Stadt-
ſchreiber nicht einmal den verlorenen anderthalb Ellen langen
Zopf vermißte. Man ſprach nur von Hans Dampf in allen
Gaſſen, und kein Menſch zweifelte an ſeiner bevorſtehenden
Hinrichtung. Einige vermuteten, er werde enthauptet, andere,
er werde gehenkt, andere, er werde wenigſtens lebendig ver-
Hrannt werden. Viele bedauerten, daß dieſe Feierlichkeiten
nicht zu Lalenburg, ſondern in der fürſtlichen Reſidenz ſtatt
haben würden; andere hingegen freuten ſich darüber, weil ſie
ſo mit gutem Anlaß und Vorwand die Reſidenz beſuchen
könnten. Mehrere rodeten untereinanderab, die Reiſe dahin
zur Erſparung der Koſten gemeinſchaftlich zu machen. Alle
Fuhrwerke und Pferde in der Stadt wurden noch ſelbigen
Tages vorausbeſtellt und in Beſchlag genommen. Man ließ
die Schneider rufen und zu neuen Kleidern das Maß nehmen.

Jnzwiſchen miſchte ſich doch bald auch in dieſe Betrach-
tungen und frohen Rüſtungen das chriſtliche Mitleiden, wenn
man des Delinquenten gedachte, der nun, ſeines Todes ge
wärtig, im Kerker ſchmachtete. Hans Dampf, den jedermann
kannte, der mehr oder weniger in jeder Haushaltung etwas
zu ſchaffen gehabt hatte; Hans Dampf, den alle Mütter
ſchalten und zum Eidam wünſchten; den auf der Straße alle
Mädchen über die Achſel anſahen, aber immer mit freund
lichen Augen unter vier Augen; Hans Dampf, am Tiſche
ein luſtiger Zecher, im Rate ein trefflicher Redner, unter
Baſen und Muhmen beim Kaffee ein Erzklätſcher, in der
Kirche der eifrigſte Beter Hans Dampf, alles in allem,
der Allcibiades von Lalenburg, im Kerker!

Die ſtille Wehmut des Mitleidens ergriff zuerſt die
Töchter, dann die Mütter, dann die Männer. Kaum trat die
Dunkelheit des Abends ein, ſchlich manche ſittige Jungfrau,
die ſonſt ſeine Blicke öffentlich zu fliehen und ſchon vor dem
bloßen Namen eines unvermählten Mannes züchtig zu er-

baumeiſter hieß, eine letzte Labung und Erquickung zuzu

ſtecken. ie a rwerk, die dritte mit kleinen Paſteten, die vierte mit Mandeln
und Roſinen, und ſo jede.

(Fortſetzung folgt.)

röthen pflegte, mit naſſen Augen über die Gaſſe zum Ge-
fängnis, dem „armen Sünder“, wie nun der edle Staats

Die eine kam mit Würſten, die andere mit Zucker
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Die gegenwärtig noch beſtehende Bezugsſcheinpflicht für Krieggsſtiefel,ſie Filgpantoffeln e wird alſo in An fortfallen. Das
wird vom Publikum und Behörden gleichmäßig als ſehr erwünſchte Ent

laftung begrüßt werden.

Um das ſche Dörrgemäſe. In der Stadt geht das Gerede,
daß das durch die Stadt in den Handel e Dörrgemüſe (Spinat)
zu teuer und für den menſchlichen Genuß nur ſchlecht verwendbar ſei.
Es hat einen derartigen Einfluß auf die Bevölkerung gewonnen, daß
der Spinat in vielen Geſchäften nicht abgeholt wird. r r
wird vom Magiſtrat darauf hingewieſen, daß der Höchſtpreis für ge-
dörrten Spinat 3.85 M. für das Pfund beträgt, die Stadt Halle aber
in der Lage war, den Spinat weſentlich billiger, und zwar zum Preiſe
von 2.50 für das Pfund, zu verkaufen. Wenn man weiter berück
ſichtige, daß zu einem Gericht achtmal ſo viel friſcher als gedörrter
Spinat gebraucht wird, ſo könne von zu hohen Preiſen nicht die Rede
ſein. Richtig ſei, daß der getrocknete Spinat noch mit Erdteilchen behaftet iſt. da wäre aber bei friſchem Spinat auch der Fall. Es

würde unverhältnismäßig große Unkoſten und Schwierigkeiten ver-
urſachen, den Spinat vor dem Trocknen zu waſchen und zu reinigen,
da ſich der Spinat durch das Waſchen ballt und dann beim Trocknen
in ganz kleine Teil zerfällt. Hausfrauen, die den gedörrten Spinat
nach der ſ. Zt. gegebenen Kochanweiſung behandelten, hätten denn auch
gefunden, daß nach gehörigem Wäſſern des Spinates ſich die Stauden
zum größten Teil noch im ganzen Zuſtande befanden und leicht zu
putzen und zu reinigen waren. „Es verträgt ſich ſchlecht mit den immer
wieder hier und da lautwerdenden Klagen über unzulängliche Ver
ſorgung in Halle, läßt vielmehr auf eine reichliche Verſorgung ſchließen,
wenn derartig gute und geſunde Nahrungsmittel von der Bevölkerung
nicht abgenommen werden.“ Die noch in den Gecchäften befindlichen
Mengen gedörrten Spinates können nunmehr freihändig verkauft wer-
den. Nachſtehend folgt nochmals die bereits vom Magiſtrat gegebene
Kochanweiſung. Der gedörrte Spinat wird etwa 24 Stunden in kaltem
Waſſer eingeweicht; nachdem er weich geworden und aufgequollen iſt,
wird er genau wie friſcher Spinat geputzt und in mehrfach erneutem
Waſſer gewaſchen, bis er von Sandteilchen frei iſt. Sodann wird er
wie friſcher Spinat gekocht. So behandelt, gibt der Spinat ein genau
ſo gutes Gemüſe, wie friſch geſtochener.

Einheilspreis für Kaffee-Erſatz. Die verſchiedenartigen Preiſe,
die für die Kaffee-Erſatzmittel aller Art jetzt gefordert werden, müſſen
am 15. März geſetzlichen einheitlichen Höchſtpreiſen weichen. Bisher
durften die Kommunen Ausnahmepreiſe für Kaffee-Erſatz geſtatten.
Dieſe Ausnahmebeſtimmung tritt am 15. März außer Kraft.

Straßenbahnunſfall. Eine Frau aus der Mauerſtraße, die auf
dem Steinweg von einem Straßenbahnwagen abzuſpringen verſuchte,
zog ſich eine ſchwere Verletzung am rechten Bein zu. Die Sanitäts
kolonne legte ihr einen Notverband an und veranlaßte ihre Ueber
führung nach dem Eliſabethkrankenhauſe.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadifhegler. Heute Kogp „König für einen Tag“, Sonnabend

abend 8 Uhr: „Sinfonie-Konzert“ unter Leitung von Prof. Alfred
Rahlwes, nachmittags 334 Uhr: Schülervorſtellung zu ermäßigten
Preiſen „Die Geſchwiſter“, hierauf „Der zerbrochene Krug“. Sonntag
nachmittag 354 Uhr Fremdenvorſtellung zu ermäßigten Preiſen „Der
Trompeter von Säkkingen“, abends 75 Uhr zum letztenmal „Die toten
Augen“, Montag „Undine“.

Thalia- Theater. Am Sonntag findet eine Aufführung des Luſt
ſpiels „Moral“ von Ludwig Thoma unter der Spielleitung von Adalbert
Kriwat ſtatt.

Aus der Provinz.
Hypotheken Schutzbank Sachſen-

Anhalt.
Eine Gründung der Hausbeſitzer.

Mit einem Stammkapital von einer Million Mark iſt in Halle
eine Hypothekenſchutzbank Sachſen-Anhalt gegründet worden. Die
Aktien ſind Namensaktien von je 1000 M. Das Unternehmen ſteöt
in Verbindung mit der Deutſchen Hauptbank für Hypothekenſchutz
A.G. (Berlin) und dem Wirtſchaftsbund des Deutſchen Haus und
Grundbeſitzes. Die Geſellſchaft übernimmt gegen eine geringfügige
Abgabe für den Hausbeſitzer den Hypothekengläubigern gegenüber
unter der Vorausfetzung, daß die Beleihungsbedingungen ihren
Vorſchriften entſprechen, die Sicherung dafür, daß die vom Grund
ſtück zu tragenden öffentlichen Abgaben und Zinſen gezahlt werden
(Laſtenſchutz) ſowie ferner die Sicherung gegen Ausfall der Hypothek

ſich die Verhältniſſe bei induſtriellen Unternehmungen und anderen

dadurch, daß ſie den Eintritt der Zwangsverſteigerung verhindert.
Hierdurch iſt eine Beſſerung der Hypothekenverhältniſſe zu erwarten,
weil durch dieſe Sicherungsmaßregel die Neigung zur Anlage von
Hypothekenkapitalien erſtarken wird. Jn einer Reihe anderer
preußiſcher Provinzen und in verſchiedenen Bundesſtaaten ſind
gleiche Jnſtitute teils bereits gegründet, teils im Entſtehen. Nach
den Satzungen der Geſellſchaft ſollen die Erträge, ſoweit ſie 8 Proz.
Zinſen überſteigen, den Hausbeſitzern zugute kommen.

Vor der Gründung hielt vor den in großer Zahl erſchienenen
Vertretern der Städte und der Haus und Grundbeſitzervereine
aus der Provinz und dem benachbarten Anhalt Reichstags und
Landtagsabgeordneter Dr. Arendt einen Vortrag, der mit ſpontanem
Beifall aufgenomen wurde.

Ueber dieſes neue Unternehmen Hat der Juſtizrat Hergzfeld vor
den Halleſchen Hausbeſitzern noch folgendes ausgeführt: Dieſes
Inſtitut iſt gegründet worden, um der großen Hypothekennot ab
zuhelfen und den geſamten Hausbeſitz auf eine ſichere geldliche
Unterlage zu ſtellen. Die Hypothekenſchutzbank wird ſich mit Hypo
thekenſchutz und Beſchaffung von Hypotheken beſchäftigen; die Hypo
thekenbeſorgung wird ſpäter jedenfalls lediglich durch die Hypo
thekenSchutzbank erfolgen. Dem Hausbeſitzer erwachſen durch dieſe
Schutzbank weſentliche Vorteile; er hat vor allem die Sicherheit, daß
ihm die Hypothek nicht gekündigt werden kann, auch im Falle eines
Verkaufes des Grundſtückes; es wirkt auch auf den Käufer be
ruhigend, wenn er weiß, daß das Grundſtück unter Hypothekenſchutz
ſteht. Es iſt bei der Gründung beabſichtigt, zunächſt das normale
Wohnhaus unter Hypothekenſchutz zu nehmen; ſchwieriger werden

großen Grundſtücken geſtalten; es ſoll hierüber ſpäter noch ent
ſchieden werden. Die Erträge der Bank kommen bis zu einer be
ſtimmten Grenze den Aktionären zugute, der Mehrüberſchuß fällt
den Hausbeſitzern zu. Die weſentlichſte Notwendigkeit iſt die Aus-
dehnung der HypothekenSchutzbank über gang Deutſchland. Bei
der Gründungsverſammlung in Halle ſind unter Führung eines
großen dortigen Bankhauſes ſchon namhgfte Anteile von verſchie-
denen Städten der Provinz Sachſen und Anhalts gezeichnet worden;
weitere Zeichnungen (1 Anteil zu 1100 M.) nimmt die Hausbeſitzer-
bank entgegen. Der in der Verſammlung gewählte Beirat verteilt
ſich auf die einzelnen Städte der Provinz Sachſen und Anhalt,
dieſem liegt es ob, Hand in Hand mit den Haus und Grundbeſitzer
vereinen zu arbeiten.
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Ablieferung von Setreide und Hülſenfrüchten.
Durch eine in Nr. 28 des Reichsgeſetzblattes veröffentlichte Verord-

nung beſtimmt, wie die Mitteilungen aus dem Kriegsernährungsamt
ſchreiben, der Staatsſekretär des Kriegsernährungsamis in Ergänzung
ſeiner Verordnung vom 24. November 1917, daß jeder Beſitzer, der
ſeine Ablieferungspflicht an Getreide und Hülſenfrüchten bis zum
1. März 1918 ohne ſein Verſchulden nicht voll erfüllt hat, zur Erlangung
des vor dem 1. März 1918 geltenden Höchſtpreiſes entweder die Ab
lieferung bis zum 20. März 1918 einſchließlich vornehmen oder bis
zu dieſem Zeitpunkt einen ſchriſtlichen Antrag auf Zahlung des vor dem
1. März 1918 geltenden Höchſtpreiſes bei dem Kommunalverband
einreichen muß. Aus dem Antrag müſſen ſich die noch zur Ab-
lieferung gelangenden Mengen, die Gründe für die Verzögerung der
Ablieferung ſowie der Zeitpunkt ergeben, bis zu dem die Äblieferung
bewirkt werden ſoll.

Die Reichsgetreideſtelle iſt ermächtigt, weitere Beſtimmungen zu
treffen. Sie beabſichtigt auf Grund dieſer Ermächtigung anzuordnen,
daß der Antrag in der vom Kommunalverband vorzuſchreibenden
Weiſe geſtellt werden muß, und daß die in ihm angegebenen Mengen
nicht um mehr als ein Fünftel von den tatſächlich abgelieferten Mengen
abweichen dürfen. Ferner beabſichtigt ſie, Vorſchriften darüber zu
treffen, in welcher Weiſe Beſitzer, die zwiſchen dem 28. Februar und dem
20. März abliefern, ihren Antrag auf Zahlung des vor dem 1. März
geltenden Höchſtpreiſes einzureichen haben.

Gröben. Gemeindevertreterſitzung. Jn der am
5. März abgehaltenen Gemeindevertreterſitzung wurde zunächſt die
Jahresrechnung für 1916/17 vorgelegt, die in Einnahme mit
56 032.18 M. und in Ausgabe mit 32 744.45 M. bilangziert. Die
einzelnen Einnahmetitel ergeben: Barbeſtand auf 1915/16 20 351.01
Mark, Beträge aus Grundeigentum 1145.50 M., Gemeindeſteuern
30 264.67 M., Abgehobene Kapitalien 1500 M., Armenzwecke 155 M.,
Kriegswohlfahrtspflege 26 M. Die Ausgaben betragen: Beſoldungen

478.50 M., Suldenginfen und Tilund Standesamtsverwal
1204.26 M., Oeffentliche Armenpflege 527.41 M., Kriegswohl-

lege 5875.18 M. (davon ſind an 26 r r n 4347.60
k Unterſtützung ausgezahlt), Wegebau 759.50 M., Bauten 57.50
k, Feuerlöſchweſen 128 M., Schule 12 587.28 M., Kirche und

Parochie 305.43 M., Kreislaſten 8044.41 M., Sonſtiges 144 867 M.,
Uebertrag für 1917/18 23 287.73 M. Dem Steuererheber wurde
Entlaſtung erteilt. Weiterhin gab der Vorſteher bekannt, daß Ende
März die Wahlen für die ausſcheidenden Gemeindevertreter ſtatt
finden, der Termin wird noch bekanntgegeben. Es ſind neu zu
wählen: Erſatz für den verſtorbenen Hermann Krüger und der
Oberſteiger ifer (1. Abteilung), Heinrich Richter (2. Abteilung)
und Ernſt iſezahl (3. Abteilung).

Kaninchendiebſtahl. Nachts erbrachen Diebe die
Kaninchenſtälle der Arbeiter Planert und Jagemann und entwende-
ten je ein Kaninchen die ſie gleich am Orte abſchlachteten. Ein
Glück war, daß eine Nachbarsfrau durch den Schrei eines Kanin-

Sens erwachte und die Hausbewohner alarmierte, ſonſt wäre der
ganze Kaninchenbeſtand fortgeſchafft worden. Trotz ſofortiger Ver
folgung konnten die Diebe nicht erwiſcht werden.

Billerfeld. Jn einer jetzt abgehaltenen Stadtver-
ordnetenſitzung genehmigte das Kollegium den Ankauf des
Grundſtückes Schießhausſtraße Nr. 10 (Gaſthaus „Bürgergarten“) zum
Preiſe von 100 000 M. Da es in nächſter Nähe unſerer höheren Schulen
liegt, iſt es deren ſpäteren Erweiterung durchaus geeignet. Von
dem großen Muldenſtauwerk ſoll nach den Werken der chemiſchen Fabrik
Griesheim-Elektron in der Parſeval und der äaßeren örbiger Straße
eine Waſſerdruckrohrleitung gelegt werden. Der Vertrag gilt vom
1. April an auf 35 Jahre. Die Stadtgemeinde erhält eine jährliche
Entſchädigung von 1000 M. Für S pflaſterung und Wege ha
die Fabrik Sorge zu tragen. Bei etwaiger Anlage eines Schlachthofes
oder einer öffentlichen Badeanſtalt iſt der Stadt geſtattet, dauernd ihr
Waſſer aus der Waſſerdruckrohrleitung mit täglich 1000 Kubikmeter für
den Preis von 7 Pfg. für das Kubikmeter zu entnehmen. Die Stadi-
verordneten ſtimmten dem Antrage des Magiſtrats zu. Zum Umbau
eines Ofens im Gaswerk wurden 33 000 M. bewilligt, die aus den Be
ſtänden der Kämmereikaſſe zu entnehmen ſind. Die Stadt hat durch den
Ankauf eines großen Nachbargrundſtückes eine Weiterentwicklung des
Gaswerkes gut vorbereitet. Während jetzt die Gasanſtalt etwas über
1 Million Kubikmeter abgibt (fröher nur 250 000 Kubikmeter), geſtatten
die Platzverhältniſſe nach Jahrzehnten eine Abgabe bis 6 Millionen
Kubikmeter. Der Antrag auf Auswechſelung eines Gasrohrſtranges
in verſchiedenen Straßen der Deſſauer Vorſtadt wurde von der Ver-
ſammlung angenommen und die erforderlichen Koſten hierfür in Höhe
von 15 000 M. bewilligt. Die Ratskellereiwirtſchaft ſoll für jährlich
2200 M. on den ſeitherigen Ratskellerwirt auf die nächſten ſechs Jahre
weiterverpachtet werden. Wenn etwa die Räume nach dem Kriege
und der Stadt gebraucht werden, iſt die Stadt berechtiagt, halbjährlich zu
kündigen. Zum Schluß gab Bürgermeiſter Schmidt einen Vortrag
über Kleinwohnungsbauten im rheiniſch weſtfäliſchen Induſtriegebiet
und verbreitete ſich beſonders über rechtzeitige Bodenſicherung, einheit-
liche Löſung der Frage Straßenbildung, Bauen nach beſtimmten Typen
und Eigenheime.

Wittenberg. Stadtverordnetenſitzung. Der Vereini-
gung „Evangeliſche Frauenhilfe“ wurde der vierteljährliche Zuſchuß
von 250 M. auf 500 M. erhöht und außerdem ein einmaliger Zu
ſchuß von 1000 M. bewilligt. Weiterhin wurde noch über den Magi
ſtratsantrag hinaus beſchloſſen. Kriegsteilnehmern, die aus dem Felde
heimkehren, ohne beſondere Sicherheitsleiſtung aus den Mitteln der
Sparkaſſe bis 1000 M. als Darlehen zu bewilligen und dies in
einem Nachtrag zu den Satzungen der Sparkaſſe zum Ausdruck zu
bringen. Einmütig ſtellte auch die Verſammlung die Mittel für
Teuerungszulagen an die Lehrkräfte des Lyzeums und der Mittel
ſchule bereit. Ebenſo einhellig erklärte ſie ſich bereit, dem Hausbe-
ſitzer- und Verkehrsverein für den von dieſem herausgegebenen
„Fübrer durch Wittenberg und Umgebung“, der in ſeiner reichen
Ausſtattung die ſchönſte Empfehlung für unſere Stadt bildet,
einen Koſtenbetrag von 3000 M. in den Etat einzuſtellen. Die all
ſeitig anerkannte ſchwierige Lage veranlaßte die Stadtväter auch,
einer gbermaligen Erhöhung der Unterhaltungskoſten für die ſtädti-
ſchen Samenrinder von 3000 M. auf 3500 M. zuzuſtimmen. Die
hohen Ausgaben für die Pockenerkrankungen haben dem Haus-
haltsvlane der ſtädtiſchen Krankenanſtalt eine Bürde von 46 588
Mark auferlegt, die durch einen Sonderzuſchuß von 60 000 M. aus
vorhandenen Beſtänden der Kämmereikaſſe ausgeglichen werden
ſoll. Für den notwendigen Erweiterungsbau der Gasanſtalt wur-
den 65 000 M. bereitgeſtellt. Die Vorlage über Erhöhung der
Akmutzungsgebühren für die Benutzung des Gebäudes der Knaben
bürgerſchule durch die Sprengſtoffwerke wurde genehmigt, der Ver
trag der neuerrichteten Betriebskrankenkaſſe der Reichswerke

und Dienſtbezüge 1183.65 M., Sachliche Ausgaben 149.60 M., Amts

Wonatlicher Arbeitskalender für
Gartenfreunde.

März.
In den Ueberſichten der letzten Monate haben wir uns ein

gehend darüber unterhalten, wie wir durch gründliche Bodenbe
arbeitung und rationelle Verwendung der uns zur Verfügung
ſtehenden knappen Vorräte an Düngemitteln wie auch durch Auf
ſchließung der im Ackerboden ruhenden Bodenkräfte die Erträge
unſeres Gartens weſentlich erhöhen können.

Doch nicht allein von der Pflege des Bodens hängt der Er
folg ab, ſondern wir können auf dem Leſten Boden Mißerfolge oder
doch nur geringe Erträge haben, wenn wir es unterlaſſen, mit dem
Standort der einzelnen Gemüſeart jährlich zu wechſeln, alſo auf
den notwendigen Fruchtwechſel keine Rückſicht nehmen, oder durch
verkehrte Pflanzweiſe den Acker nicht intenſiv ausnutzen und ſtatt
zwei und drei Ernten, von den Beeten nur eine Ernte einheimſen,
oder auch bereits bei der Ausſaat ſündigen.

Es iſt den Leſern ja allgemein betannt, daß der Landwirt
ſeine verſchiedenen Aecker jedes Jahr mit einer andern Getreideart
beſtellt; es hat ſich bei ihm mit der Zeit eine ſogenannte Normal-
folge herausaebildet, die er bei der geringen Zahl ſeiner Frucht
arten auch durchführen kann. Und weshalb tut er das. Jede
Pflanzenart entnimmt dem Boden beſondere Stoffe, die ſelkſt durch
reichliche Düngung nicht gleich wieder erſetzt werden können.
Werden nun mehrere Jahre hindurch dem Boden die gleichen
Nährſtoffe in gleicher Zuſammenſetzung von derſelben Pflanzenart
entzogen, ſo wird der Boden an dieſen Näbrſtoffen verarmen, die
betreffende Pflanzenart nicht mehr die zu ihrem Aufbau nötigen
Nährſtoffe finden und ſchließlich verkümmern und verkrüppeln. Die
einzelnen Pflanzenarten verhalten ſich aber hier ſehr verſchieden;
ſo kann man einige ohne Bedenken mehrere Jahre nacheinander
auf demſelben Acker bauen ohne beſonderen Nachteil; andere wieder
1x7 ſ im zweiten Jahr einen weit geringeren Ertrag. Weiter

ein großer Vorteil des Wechſelbaues noch darin zu ſuchen, daß
die Verbreitung vieler Pflanzenkrankheiten vermindert wird.

Pflanze wird von beſtimmten Pelzkrankheiten und Jnſekten
fallen, deren ſchädliche Keime oder Brut im Erdboden meiſtens

an der Stelle ruhen, wo im Vorjahre die Krankheit verbreitet war.
Wird nun im nächſten Jahre dieſes Beet wieder mit der gleichen
Pflanzenart beſtellt, ſo haben die Feinde in kurzer Zeit wieder von
der Pflanze Beſitz ergriffen, und die weitere Entwicklung der
Pflanzung iſt in Gefahr. Wird aber eine andere Gemüſeart für
das Beet gewählt, ſo wird unter Umſtänden die Jnſektenbrut wie
auch die Pilze zugrunde gehen, weil ihnen dieſe Pflanzen nicht
zu und ſomit die nötigen Bedingungen für die Weiterent-
wi nicht vorhanden ſind; es iſt ihnen der Nährboden ent

Wir erſehen hieraus, daß ein vernünftiger Wechſel in der
folge nicht etwa etwas Nebenſächliches, ſondern von großem

u auf die Steigerung des Ertrags und die Geſunderhaltung
der Kulturen iſt? Und wir haben daher in unſerm Garten darauf zu
achten, daß bei der Beſtellung ſich ähnliche und verwandte Arten

beſäen.
Während nun beim Landwirt die Kulturen im Jahre nur

einmal wechſeln, haben wir in unſerm Garten von dem gleichen
Beete zwei bis drei Ernten und auch zu gleicher Zeit auf einem
Beete zwei oder gar drei verſchiedene Gemüſearten ſtehen, um
den Boden in denkbar beſter Weiſe auszunutzen. Es geſtaltet
ſich der Fruchtweckſel dadurch weit ſchwieriger als in der Land
wirtſchaft. Trotz alledem muß aber, ſoll der Boden ſtets in guter
Kraft und geſunder Verfaſſung bleiben, ein gewiſſer Wechſel in
der Fruchtfolge beokachtet werden, während der Gemüſezüchter
zu dieſem Zwecke die ſogenannte Drei-Felder-Wirtſchaft betreibt,
genügt im Kleingarten die Einteilung in zwei Felder. Von dieſen
erhält abwechſelnd jedes Jahr ein Feld eine Volldüngung in Stall
dung und Kunſtdünger, während das andere nur Kunſtdünger er-
hält. Auf das ſtark gedüngte Feld kommen die ſtark zehrenden
Gemüſe, wie ſämtliche Kohl und Salatarten, Spinate, Gurken,
Kürbiſſe, Sellerie und Frühkartoffeln. Das im vergangenen Jahre
gedüngte zweite Feld iſt mit den Wurzelgemüſen und Hülſen-
früchten zu beſtellen. Durch den Anbau von Zwiſchenkulturen wer-
den wir aber gezwungen ſein, hier oder dort von dieſer Regel
abzugehen.

Die Anwendung von Zwiſchenkulturen iſt beſonders geeiagnet,
die Geſamterträge des Gartens zu erhöhen. Bekanntlich iſt ja
die Entwicklungsdauer unſrer Gemüſearten verſchieden; wir haben
ſolche, die bereits nach wenigen Wochensgebrauchsfertig ſind, und
wieder andre, die zu ihrer vollen Entwicklung ein halbes Jahr
und länger brauchen. Dieſer Umſtand ermöglicht uns den Anbau
von Vor, Nach und Zwiſchenfrüchten, d. h. wir beſtellen ein Beet,
das für ein Spätgemüſe beſtimmt iſt, im zeitigen Frühjahr mit
einer andern Gemüſeart von nur kurzer Entwicklunosdauer, das
bereits gebrauchsfertig iſt, wenn die Beſtellzeit des Spätgemüſes
herangekommen iſt; oder wir pflanzen nach einem Frühgemüſe von
längerer Entwicklungsdauer im Nachſommer ein ſolches, das nur
kurze Zeit zu ſeiner Entwicklung braucht, oder auch wir pflanzen.
Gemüſearten von länoerer und kürzerer Entwicklungsdauer auf
ein- und demſelben Beete durcheinander, wobei darauf Rückſicht
zu nehmen iſt, daß die Gemüſeart von kürzerer Entwicklungsdauer
bereits abgeerntet iſt, wenn das längere Zeit zu ſeiner Entwick
lung gobrauchende Gemüſe den geſamten Raum beanſprucht.

So erreichen bekanntlich unſere Kopfkohlarten mit der Zeit
einen erheblichen Unifang; den kleinen Pflänzlingen müſſen wir
daher beim Auspflanzen einen entſprechenden Umfang geben.
Aber erſt acht bis zehn Wochen nach dem Auspflanzen beanſpruchen
ſie voll und ganz den ihnen gegebenen Raum. Dieſen freien Raum
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müſegrten, wie Kohlvabi, Salat, Radies, Svpinat, Schalotten,
Mairüben uſw., die innerhalb acht bis zehn Wochen gebrauchs
fertig ſind, bepflanzen. Dieſe 5 iſchenpflanzung erhöht den Ge
ſamtertrag nicht ſelten um das Doppelte, ohne die T der Be
bauung des Beetes weſentlich zu ſteigern. Wir alſo in
dieſem Falle wie überhaupt dem Kopfkohl einen Abſtand von
50 Zentimetern in den Reihen wie auch den Reihen ſelbſt, dem
ſpäten Weiß- und Rotkohl einen ſolchen von 60 Zentimetern, und
ſetzen zwiſchen je zwei Reihen Kohlkopf eine Reihe Kohlvabi, Salat

auf einem Beete nicht en. Man wird alſo niemals nach Wir-
ſing oder Rotkohl Kohlrabi oder Roſenkohl uſw. bauen, oder ein

oder Schalotten und in der Kopfkohlreihe zwiſarn je zwei Kopfkohlpflanzen ebenfalls einen Setzling von der als wi npflan
zung gewählten Gemüſeſorte. Iſt nach einigen Wochen die Zwi-

in und zwiſchen den Reihen können wir mit raſch wachſenden Ge 5

Pieſteritz wegen Mitbenutzung des ſtädtiſchen Krankenhauſes dem
Magiſtrate zurückgereicht.

Beet, das mit Schwarzwurzeln beſtellt war, mit Wurzeln uſw. ſchenfrucht abgeerntet, wird das Beet mit Kunfſtdünger, Jauche
oder Kompoſt gedüngt und gut gelockert. Bei den Spätkohlſorten,
die ja erſt Ende Mai bis Anfang Juni gepflanzt werden, kann man
die als Zwiſchenfrucht gewählte Sorte, z. B. Kohlrabi, ſchon Ende
April auf das Beet ſetzen und läßt den Platz für die Spätkohl-
pflanzen frei; iſt deren Pflanztermin herangerückt, ſo werden
ſie an den für jede Pflanze reſervierten Platz geſetzt. Etwa vier
Wochen ſpäter iſt die Zwiſchenfrucht, in dieſem Falle der Kohl
rabi, bereits gebrauchsfertig.

Ebenſo läßt ſich auf dem Möhrenbeet Zwiſchenfrucht bauen.
Der Möhrenſamen wird veihenweiſe in einem Abſtand von 15 573
timetern ausgeſät und zwiſchen je zwei Reihen eine Reihe Radies
oder Kreſſe geſät; oder man gibt den Möhrenreihen einen Asſtand
von 20 bis 25 Zentimetern und wählt als Zwiſchenfrucht Kohlrabi
(frühe kurzlaubige Sorte, wie Delikateß oder Dworſky), Kopfſalat
oder Schalotten. Dem Blumenkohl gibt man in den Reihen ſo-
wohl als auch den Reihen ſelbſt einen Abſtand von 70 Zentimetern
und legt zwiſchen je zwei Reihen Blumenkohl eine Reihe niedrigeErbſen oder Buſchbohnen umd ſetzt in der Blumenkohlreihe

ſchen je zwei Blumenkohlpfhlanzen eine Kohlrabipflangze. r
Blumenkohl und die ihn umgebenden Bohnen bzw. Erbſen evgänzen
ſich in ihrem Nährſtoffbedürfnis ſehr gut, wie auch letztere ſehr
bald den Boden beſchatten und deſſen Austrocknen verhüten. So
werden neben 32 Ausnutzung des Bodens auch die beſten Be
dingungen für die Entwicklung des Blumenkohls geſchaffen. Ebenſo
wird man den Mairüben kein beſonderes Beet geben, ſondern wählt
ſie als Zwiſchenfrucht auf dem Bohnen oder Kohlbeet. Man ſät
Ende März die Mairüben recht dünn in Reihen, denen man einen
Abſtand von 45 Zentimetern auf dem Bohnenbeet und v0 bis
60 Zentimetern auf. dem Kohlbeet gibt. Später werden dann die
Bohnen bzw. die Kohlpflanzen dazwiſchengepflanzt, und zwar zw?
ſchen zwei Mairübenreihen eine Bohnen- bzw. eine Kohlreihe.
An Stelle der Mairüben kann man auf dem Bohnenbeet auch frühen
Kohlrabi, Spinat, Schalotten uſw. wählen. Auf dem Sellerie- und
Porreebeet iſt früher Kopfſalat eine geeignete Zwiſchenpflanzung
Die Salatpflanzung iſt ſo auszuführen, daß ſpäter der Sellerie in
einem Abſtand von 45 45 Zentimetern, der Porree in einem
ſolchen von 35 20 Zentimetern (Reihenabſtand 85 Zentimeter,

20 Zentimeter) zwiſchengepflanzt werden kann.
oweit man niedrige Buſcherbſen a t, gibt man den Reihen

einen Abſtand von 50 bis 60 Zentimetern und ſetzt ſpäter zwiſchen
je zwei Erbſenreihen eine Reihe Roſenkohl, Blumenkohl oder auch
ſpäten Kopfkohl. Erbſen zum Trockenkochen (Viktorig) werden da
gegen zweckmäßzig zwiſchen die Kartoffeln in der Weiſe gelegt, daß
in r vierten Kartoffelreihe neben der Pflangknolle 4 bis

en in das Pflanzloch gelegt werden. Steckrüben, Blätter
kohl. Herbſtrüben, Kohlvabi, Salat und Spinat kommen dann
weiter wieder als Nachfrüchte auf jenen Feldern in Betracht, die in
der Zeit von Juni bis Auguſt abgeerntet werden.

Für die Märzausſagt ins freie Land kommen in Betracht:
Puffbohnen, Erbſen, Spinat, Möhren, Salat, Radies, Küchen
kräuter, Schwarzwurzeln, Porree, Zwiebeln, Paſtinaken und Ende
des Monats auf Saatbeete Weiß, Rot, Blumenkohl und Kohl
rabi. Weiter ſollte heute jeder Gartenbeſitzer ein Beet für die
Zuckerrübe er Sie muß uns heute bei der Zubereitung
der Fruchtmuſe, Marmeladen uſw. den fehlenden Zucker erſetzen
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